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Chancengleichheit?

Handlungsbedarf ist gegeben
Frauen, MigrantInnen, Menschen mit Behinderungen usw. - zahlreiche Gruppen der
Gesellschaft ... können von Chancengleichheit und sozialer Gerechtigkeit nur träumen.
Gar nicht davon zu reden, dass in einer kapitalistischen Gesellschaft die Chancen so-
wieso sehr ungleich verteilt sind, wie die Verteilung des Reichtums zeigt, den die einen
erarbeiten und sich die anderen aneignen. Handlungsbedarf ist gegeben.

Soziale Krise
und rechte Politik

Mindestsicherung muß
halten,was sie verspricht

Drehen an der
Neidspirale

Energiegrundsicherung
ist notwendig und
finanzierbar

Männer im „Zentrum“ –
Frauen nicht gefragt

Bald nur mehr
Arbeit auf Abruf
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Zitate die alles sagen…
In der Theorie sind die Genossinnen schon gleichberechtigt, in
der Praxis aber hängt der Philisterzopf den männlichen Genos-
sen noch ebenso im Nacken wie dem ersten besten Spießbürger.
Clara Zetkin (1857 - 1933, deutsche Frauenrechtlerin)
Ungleichheit ist nicht bedauerlich, sondern höchst erfreulich,
August von Hayek, Papst des Neoliberalismus
Wir haben in Österreich, obwohl das nicht gerne gehört wird,
Zuwächse bei der Armut, während wir gleichzeitig unermess-
lichen Reichtum haben, Franz Küberl, Caritas-Präsident, Der Stan-
dard, 24.12.2007
Es gibt keine Befreiung der Menschheit ohne die soziale Unab-
hängigkeit und Gleichstellung der Geschlechter, August Bebel,
Die Frau und der Sozialismus
Die Österreicher lieben den Sozialismus, solange man ihn nicht
Sozialismus nennt, sondern besonderes Engagement für die
Schwachen, Miteinander, Solidarität, Ausgleich und Abwägung.
Michael Fleischhacker, Die Presse, 24.11.2009
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Von Karin Antlanger
Juristin und

Sozialpädagogin
Betriebsrats-
Vorsitzende

EXIT-sozial Linz
Bundesvorsitzende des GLB

Seite

Offenlegung laut § 25 Mediengesetz: Medieninhaber
(Verleger) ist der Gewerkschaftliche Linksblock
(GLB). Der GLB ist Teil des Österreichischen Ge-
werkschaftsbundes (ÖGB) und bekennt sich zur
Hauptresolution des 1. Bundeskongresses des
ÖGB. Der GLB ist ein Verein. Vorstandsmitglieder
sind Mag. Karin Antlanger (Vorsitzende), Werner
Beier, Barbara Buchacher-Kundi, Josef Stingl
(Stellvertretende Vorsitzende), Oliver Jonischkeit
(Sekretär), Anita Kainz (Schriftführerin) und Inge
Broz (Kassierin). Die Blattlinie entspricht den
Grundsätzen des GLB.

Tag der NichtraucherInnen, Tag
des Apfels, Tag der Frauen….
Seit ich mich für (Frauen)Politik interessiere wird am 8. März das
Auseinanderklaffen der Lohnschere beklagt. Feministinnen, Lin-
ke und GewerkschafterInnen prangern dies zumindest am Inter-
nationalen Frauentag seit Jahrzehnten öffentlichkeitswirksam an.

In den letzten Jahren ist dann noch der „Equal-Pay-Day“ im Herbst
dazugekommen, welcher sich vom Datum her jeweils danach rich-
tet, wie weit die Lohnschere konkret im aktuellen Jahr auseinan-
der driftet.

Egal, welche Jahrestage wir auch noch einführen werden, es wird
sich nichts an der Lohndiskriminierung von Frauen ändern, solan-
ge die Gewerkschaften für Frauen weiterhin auf Billiglohnbranchen
setzen und Frauen diese Branchen auch noch zu ihren favorisier-
ten Berufsfeldern machen. Es wird sich auch nichts an den für
Frauen geringeren Karrierechancen ändern, solange Teilzeitar-
beit als erstrebenswerte Alternative zu einer allgemeinen Arbeits-
zeitverkürzung bei vollem Lohn gehandelt wird.

Und es wird sich nichts ändern, solange die Gesetzgebung in vie-
len Fragen immer noch auf das sogenannte Haushaltseinkommen
abstellt und damit diejenigen, die über geringeres Einkommen ver-
fügen, kraft Gesetz quasi zu „DazuverdienerInnen“ oder Taschen-
geld-bezieheriInnen macht. So wird etwa immer noch bei der Be-
rechnung der Notstandshilfe das Haushaltseinkommen, sprich das
des Partners, mitgerechnet, was dazu führt, dass (in erster Linie)
Frauen oftmals um den Bezug einer Notstandshilfe umfallen.

Aber die Rechnung wird den Frauen bei Pensionsantritt noch-
mals serviert: denn dann summiert sich die lebenslange Diskrimi-
nierung heftig: nach Jahren der niedrigen Einkommen in Billig-
lohnbranchen und Jahren der (Eltern)Teilzeit mit noch geringeren
Pensionsversicherungsbeiträgen und nach Jahren von Arbeitslo-
sigkeit im Alter errechnet sich dann oft nur noch eine Pension von
300 bis 400 Euro. Und weil ja immer noch das Haushaltsein-
kommen zählt, gibt‘s zu diesen paar Euro auch keine Ausgleichs-
zulage, weil der Partner ja eine höhere Pension hat. Die nächste
große Armutsfalle in der Pension für Frauen ist somit vorpro-
grammiert.
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Von Claudia Krieglsteiner
Soziale Krise und rechte Politik

Mit der Durchsetzung der neoliberalen Umwälzungen erleben wir ei-
nen gigantischen Prozess der Desozialisierung. Dieser Prozess der Pri-
vatisierung öffentlichen Eigentums und sozialer Dienstleistungen hat
auch ideologische Auswirkungen, die die Mehrheit der Menschen in
ihren Bann gezogen haben.

Der Auftrag zur „Selbstführung“, zur
individuell verantworteten Lebensfüh-
rung, die Vereinzelung und der ver-
schärfte Konkurrenzdruck prägen un-
ser Leben. Inzwischen nicht nur im
Erwachsenenalter, sondern auch be-
reits die Sozialisierung von Kindern
und Jugendlichen.

Als Ergebnis der großen gesellschaft-
lichen Veränderungen der vergange-
nen 25 Jahre, misslingt soziale Inte-
gration zunehmend in einem funda-
mentalen Sinn. 20 bis 25 Prozent aller
Kinder und Jugendlichen werden zu-
mindest einmal bis zu ihrer Volljährig-
keit psychiatrisch (!) auffällig. Eine
Studie aus England zeigt, dass jedes
sechste Kind beim Schuleintritt nicht
ausreichend sprechen kann, um sich
verständlich zu machen. Integrations-
störungen nehmen rasant zu. Sich als
eine ganze, einheitliche Person wahr-
zunehmen und dementsprechend han-
deln zu können, gelingt immer mehr
Menschen nicht oder zumindest zeit-
weise nicht.

Jede Zeit hat ihre Krankheiten

Besonders psychische Erkrankungen
spiegeln die Belastungen und Defizite
der Lebensweise. Handlungsfähigkeit
als Voraussetzung den Alltag selbstän-
dig bewältigen zu können, kommt vie-
len Menschen zunehmend abhanden.
Das hat damit zu tun, wie die Men-
schen sich in die Welt denken und in
der Welt sehen und heute eben auch
mit den Defiziten der Sozialisierung,
hat aber wohl ebenso mit der Beschaf-
fenheit des Alltags zu tun. Probleme,
bei der Organisierung des Alltages
nehmen zu. Das ist keineswegs selbst-

verständlich, spontan könnte man ja
annehmen, dass Fortschritt und Ent-
wicklung zur Erleichterung des Alltag-
lebens führen.

In der Erwerbsarbeitswelt sind wir
mehr denn je Arbeitsdruck, Angst vor
Arbeitslosigkeit, Minderbeschäftigung
oder Überstundendruck, befristeten,
prekären, unterbezahlten und nicht
Existenz sichernden, unwürdigen, ge-
sundheitsschädliche Bedingungen aus-
gesetzt. Ständiger (auch medialer)
Druck gegen Arbeits- und Dienst-
rechte, „Privilegien“-Diskussionen,
Druck gegen pensionierte Menschen
– das lässt sich als Zurückdrängen von
einmal Erreichtem erleben das mit dem
Rückgang des Einflusses der Arbei-
terInnenbewegung bzw. der neo-
liberalen Neuorientierung von Sozial-
demokratie und von Gewerkschaften
einhergeht.

Im Ergebnis entstanden einerseits neu-
erlich Massenarbeitslosigkeit anderer-
seits Voraussetzungen, die das (Er-
werbs-)Arbeiten anstrengender, aus-
laugender, unbefriedigender machen.
Die neoliberalen Veränderungen be-
wirkten aber auch eine weitgehende
Entpolitisierung der Arbeitsbezieh-
ungen. Das was die ArbeiterInnen-
bewegung ausgezeichnet hatte, ist, die
Verhältnisse unter denen Arbeits-
beziehungen eingegangen werden
(müssen) als Gegenstand von Kämp-
fen von AkteurInnen mit entgegen ge-
setzten Interessen zu verstehen. Ge-
werkschaften, BetriebsrätInnen, linke
Parteien waren zugleich Instrumente
und Ergebnisse dieser Kämpfe. Sie
waren auch die Felder in denen De-
mokratie im Alltag der Menschen er-

lernt und ausgeübt werden konnte.

Mit der Verankerung neoliberalen
Denkens werden aber die Arbeits-
beziehungen als vollkommen unpoliti-
sche, rein sachlich-technisch akzep-
tiert. Gar nicht mehr wahrgenommen
wird, dass diese Sachlichkeit vom
Kapital und seinen Akteuren definiert
wird. Der (scheinbar) selbsttätigen
kapitalistischen Logik kann in einer
entpolitisierten Arbeitswelt aber nichts
mehr entgegen gesetzt werden.

Wie kann Gegenwehr entstehen?

Wie kann die Idee von Gegenwehr
und ihrer möglichen Wirksamkeit wie-
der entstehen? Hier müssen wir neu
ansetzen, um Betriebsratsmandate,
Personalvertretungen und Gewerk-
schaftsfunktionen als eben diese Orte
von Politik und Demokratie wahr und
in Besitz zu nehmen. Das meint nicht,
wieder in den alten Begriffen von Ar-
beit zu denken, sondern Erwerbsarbeit
und Reproduktion von Gesellschaft
und Leben in der Tat in einen Zusam-
menhang zu denken und dementspre-
chend zu handeln.

Auch im Alltag von Reproduktion und
Konsum herrscht vor allem Preka-
risierung. Die Versorgung mit öffentli-
chen Dienstleistungen wird knapper,
teurer, exklusiver. Versorgung über-
haupt zur überfordernden Aufgabe:
Fernsehen, Internet und Telefon als
ständige Herausforderung an das Or-
ganisationstalent sowohl bei den Ge-
räten, als auch bei der Dienstleistung
ist man ja schon gewöhnt; bei Strom
und Gas zieren sich die meisten Men-
schen noch.
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Der Forderung nach gesunder und
ökologisch vertretbarer Ernährung
kann man nachhaltig nur mittels Haus-
hälterin nachkommen. Über die selbst
organisierte und selbst bezahlte le-
benslange Bildung bestimmt man den
eigenen Marktwert mit. Nicht zuletzt
sehen andere dem eigenen Körper an,
welchen Einsatz man bereit ist zu lei-
sten.

Wurden in den 70er Jahren noch be-
trächtliche Teile der Jugend über Kri-
tik am Konsumterror und in der Re-
bellion gegen bürgerliche Anpassung
politisiert, herrscht heute unter jungen
Leuten der Druck, auch noch zur anti-
rassistischen Demo keinesfalls in der
falschen Markenkleidung zu gehen.
Nicht, dass nicht immer schon
Dresscodes eine starke jugendkul-
turelle Bedeutung gehabt hätten, aber
sie waren in linken Milieus nicht mit
einem teuer bezahlten Marken-
fetischismus verbunden.

Begleiterscheinung der gesell-
schaftlichen Veränderungen

In Österreich gibt es für den Rechts-
extremismus historische Wurzeln, die
generationenübergreifend wirksam
sind. Sie haben nicht mit dem Natio-
nalsozialismus begonnen, aber ihre
heute wirksamen Stereotype, Funk-
tionsweisen und personellen Cliquen
lassen sich direkt mit ihm in Verbin-
dung bringen. Antisemitismus, Anti-
slawismus und Antikommunismus der
verschiedenen Spielarten sind unab-
dingbare Elemente. Darin besteht auch
ein gravierendes Hindernis für die Ent-
stehung einer breiten Linken, weil sie
zwischen der (extremen) Rechten und
der – vor allem sozialdemokratischen
– Linken wie ein Scharnier eingelas-
sen sind.

Die Tendenz alles einem Marktgesche-
hen und damit dem konkurrierenden
Treiben von „freien Kräften“ zu unter-
werfen, die den Neoliberalismus
kennzeichnet, erfordert zugleich die

autoritäre Setzung von Rahmenbedin-
gungen (die international durchaus
auch mittels Krieg erzwungen werden)
und die permanente Überwachung ih-
rer Einhaltung. Gemeinsam mit den als
Verunsicherung und Mangel erlebten
Identitäts-Defiziten und dem Fehlen
„Innerer Modelle“ werden diese bei-
den Tendenzen zu einer Grund-
strömung im Land, die Rechtsextre-
mismus und Neofaschismus gefährlich
machen.

Mit den Lebensumständen der Men-
schen beschäftigt sich nämlich eine
Politik, die entweder überhaupt völlig
losgelöst von den Alltagserfahrungen
der Menschen angesiedelt ist und da-
mit auch aus ihrem Alltag ausscheidet
- immer öfter auch an Wahlsonntagen.
Oder eine Politik, die mit eben die-
sem Autoritarismus die Menschen in
ihrer eingeschränkten Handlungsfähig-
keit fixiert. Entweder in der – kaum
noch praktizierten – paternalistisch
sozialdemokratischen Weise oder
aber als Rechtsextremismus.

Rechte Meinungsführer geben die
Abwertung und Ausgrenzung ganzer
Bevölkerungsgruppen mit immer ra-
dikaleren Parolen vor, Gesetzgebung
und Politik befestigen rassistische Vor-
urteile durch ihre sachlich- faktische
Bestätigung. Neben anderen Funktio-
nen, die der Rassismus in der Gesell-
schaft hat, stabilisiert er vordergrün-
dig auch angeknackste Identitäten.

Rassismus ist heute oft das einzige
Feld, auf dem überhaupt noch Politik
versprochen wird – und zwar von der
extremen Rechten. Es scheint nämlich
nicht nur eine Politikverdrossenheit der
WählerInnen zu geben, schlimmer ist
die der PolitikerInnen, die nicht ent-
weder sowieso auf den Wellen des
Rechtsextremismus surfen oder aber
bereits in der Populismusfalle sitzen.
Man könne da nichts machen, die
Entscheidungen seien gar keine der
Politik, sondern der Wirtschaft, die
Verantwortung liege bei der EU, den

USA, der Globalisierung u.ä. sind häu-
fige Antworten von österreichischen
PolitikerInnen.

Was tun?

Die beschriebenen Schwierigkeiten
von Prekarisierung haben auch die
Linke erreicht: Prekäres Leben, also
mit wenig Geld und noch weniger Zeit,
oder umgekehrt, wenig Zeit und noch
weniger Geld auskommen zu müssen,
das brüchiger Werden sozialer Bindun-
gen und Fähigkeiten, Isolations- und
Individualisierungsprozesse erschwe-
ren Kooperationen in jeder Hinsicht.

Sinnvoll scheint, auf Aktivitäten und
politische Forderungen zu setzen, die
darauf abzielen, Handlungsfähigkeit zu
ermöglichen oder zu erweitern. Dazu
beizutragen, dass Menschen zusam-
men kommen, zu ermöglichen, über
sich und ihre Lage zu sprechen, zu re-
flektieren. Es heißt, sich den Orten, an
denen Menschen auf Grund der ge-
sellschaftlichen Gegebenheiten orga-
nisiert zusammenwirken wieder zuzu-
wenden, mit dem Ziel diese Orte ge-
meinsam wieder zu politischen Orten,
also solchen der Auseinandersetzung
zu machen: Dienststellen, Schulen und
Universitäten, Betriebe und Kommu-
nen.

Und es heißt Forderungen zu stellen,
die dazu beitragen den Menschen im
Alltag Handlungsspielraum zu geben.
Dazu drei konkrete Vorschläge: Ver-
doppelung der Bezugszeit und Erhö-
hung des Arbeitslosengeldes. Verdop-
pelung der Familienbeihilfe nicht nur
im Monat September, sondern im gan-
zen Jahr. Und eine Energiegrund-
sicherung für alle.

Claudia Krieglsteiner ist Sozialar-
beiterin in Wien
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Von Karin Antlanger
Lohnschere schließt sich nicht von selbst

Die Lohnschere wird immer größer und weiter, die KV-Politik der  Ge-
werkschaften tut das ihre dazu und die Frauenabteilungen haben in den
letzten zwanzig Jahren das Meiste brav mitgetragen oder bestenfalls
ein kurzes Aufbegehren aus Fraktionsdisziplin wieder zurück genom-
men.

Seit dem letzten ÖGB-Bundeskon-
gress im Herbst vorigen Jahres hat die
ÖGB-Frauenabteilung eine neue Bun-
desvorsitzende. Auffallend ist, dass
unter Brigitte Ruprecht ein anderer Stil
bei Frauenpositionspapieren Einzug
gehalten hat: Weg vom allgemeinen
Gesülze, Schluss mit der Verherrli-
chung (welch passendes Wort!) von
Teilzeitarbeit für Frauen und hin zu ei-
ner analytischeren Herangehensweise
an gesellschaftspolitische Themen aus
Frauensicht. Daraus ergibt sich logi-
scherweise auch eine radikalere For-
mulierung von Veränderungs-
möglichkeiten – aber: der ÖGB als
Dachorganisation ist davon noch
Lichtjahre entfernt.

Denn wie ließe es sich sonst erklären,
dass in einem Positionspapierentwurf
der ÖGB-Frauen zum Thema „Frau-
en und Armut“ vom Oktober 2009 die
Forderung nach einem Mindestlohn
von 1.300 Euro erhoben wird – der
ÖGB-Bundesvorstand aber im Jänner
2010 ein Papier derselben Frauenab-
teilung zum Thema „Auswege aus der
Krise“ beschließt, in dem ein Mindest-
lohn von tausend Euro per General-
kollektivvertrag gefordert wird. Tau-
send Euro brutto sind in Wahrheit nur
848 Euro netto für 40 Stunden pro
Woche - und damit schrammt man in
Österreich an der offiziellen Armuts-
gefährdungsgrenze!

Bei Teilzeitarbeit wird Sozialhilfe fällig
Der ÖGB hat es über seine sozial-
partnerschaftliche KV-Politik über
Jahrzehnte nicht geschafft, in manchen
Branchen, meist sogenannten Frauen-
branchen, für ordentliche Mindestlöh-
ne zu sorgen. Dennoch sträubt er sich
mit allen unsinnigen Argumenten ge-

gen die Forderung nach einem gesetz-
lichen Mindestlohn und fürchtet, durch
einen solchen an Durchsetzungskraft,
Ansehen, Macht, Einflussnahme usw.
zu verlieren.

Wenn GLB-VertreterInnen auf gesetz-
liche Mindestlöhne in 20 von 27 EU-
Ländern verweisen, dann kommt von
ÖGB-FunktionärInnen rasch die Fra-
ge „Wollt ihr leicht Mindestlöhne wie
in Bulgarien?“ Diese kampf-
rhetorischen Pseudoargumente sind
ein politisches Armutszeugnis, denn
immerhin sprechen wir von gesetzli-
chen Mindestlöhnen in mit Österreich
vergleichbaren Ländern wie Luxem-
burg (1.610 Euro), Irland (1.462
Euro), Niederlande (1.357 Euro),
Belgien (1.336 Euro) und Frankreich
(1.321 Euro).

ÖGB setzt weiterhin auf
Billiglohnbranchen für Frauen:

Mit der Forderung nach dem
„Arbeitsmarktpaket III - Schwer-
punkt Frauenbeschäftigung“ meint der
ÖGB einen Vorrang für Investitionen
in den Bereichen Bildung, Soziales,
Gesundheit und Pflege – also für Be-
reiche, die aus einem klassischen Rol-
lenverständnis heraus Frauen zuge-
schrieben werden – es sei denn, es
geht um Führungspositionen. Überse-
hen wird dabei, dass mit diesen vier
Bereichen kaum der öffentliche Dienst
mit seinen Schulen, Ämtern und Kran-
kenhäusern gemeint ist, sondern viel-
mehr die in den letzten Jahrzehnten in
private Vereine oder Gesellschaften
ausgegliederten Einrichtungen, die den
Versorgungsauftrag der öffentlichen
Hand erfüllen und aufgrund der leeren
öffentlichen Kassen immer mehr bei

den Personalkosten drücken, mehr-
heitlich nur Teilzeitarbeitsplätzchen
vergeben und damit die mehrheitlich
weiblichen Beschäftigten (bis zu 80
Prozent) auf Perspektive wieder in die
Armutsfalle treiben.

Was ist an der Lohnschere
hausgemacht?

Die österreichweit größten Unterschie-
de zwischen Männer- und Frauen-
erwerbseinkommen gibt es in Ober-
österreich. Wen wundert‘s, treffen
doch in diesem Bundesland die Stahl-
kocher der Voest auf die bestenfalls
teilzeitbeschäftigten Frauen im
Mühlviertel aufeinander. Die gut be-
zahlten Metallerberufe sind für Frau-
en noch immer eine arbeitsmarkt-
politische Nomenklatura. Gleichzeitig
ist aber auch unser Bildungssystem
noch immer einem alten Rollenver-
ständnis verhaftet, wodurch junge
Frauen weiterhin in Berufe wie Friseu-
rin, Verkäuferin oder Bürokraft stre-
ben.

Und die in den letzten Jahren stattfin-
dende Nivellierung der Sozial-und
Gesundheitsberufe nach unten wird
von den Dienstgebern nicht zuletzt
auch deswegen so stark betrieben,
weil absehbar ist, dass der Bedarf an
Arbeitskräften in diesen Bereichen
steigen wird – da wird der Politik, die
ja für die Finanzierung dieser Ange-
bote zu sorgen hat, ein Liebesdienst
erwiesen: KV-Verhandlungen für die-
se Branchen sind meist dadurch ge-
kennzeichnet, dass sowohl Dienst-
geber als auch Gewerkschaftsfunk-
tionärInnen ein „hohes Maß an Ver-
ständnis für die Finanzierungs-
probleme“ der Auftraggeber, also der
öffentlichen Hand, haben.

Karin Antlanger ist BRV von
EXIT-sozial Linz und GLB-Bun-
desvorsitzende
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Von Heike Fischer
Was ist soziale Arbeit wer t?
Vielfältig sind die Berufsfelder in der Sozialen Arbeit: Von der Betreu-
ung von Wohnungslosen bis zur Beratung von überschuldeten Perso-
nen, vom Einsatz für auffällige Kinder und Jugendliche in Schule und
Freizeit bis zur Beratung von Suchtkranken, von der Unterstützung kran-
ker und pflegebedürftiger Menschen bis zur Betreuung von beeinträch-
tigten und älteren Personen, von der Hilfestellung für Haftentlassene
bis zur beruflichen und gesellschaftlichen Integration von MigrantInnen.

Quer durch alle politischen Lager
scheint man sich einig: Ohne die
KollegInnen im Gesundheits- und So-
zialbereich wäre unsere Gesellschaft
viel kälter. Aber wie viel dürfen sie
denn kosten?

Die vergangenen Jahre brachten ver-
mehrt eine an betriebswirtschaftlichen
Prinzipien orientierte Strömung in der
sozialen Arbeit. Neben fachspezifi-
schen Erwägungen gewinnen Überle-
gungen zur Qualitätsprüfung und -
maximierung, Effizienzsteigerung,
Standardisierung usw. mehr und mehr
an Bedeutung, dies insbesondere
durch Spardruck (Mittelkürzungen
und Preisdeckelung) und auch durch
die gesteigerte Pflicht zum Nachweis
der Wirtschaftlichkeit der Dienstlei-
stungen.

Private und kirchliche Einrichtungen,
Vereine und Dienste sehen sich seit
Jahren steigenden Kosten gegenüber.
Sei es, dass die Energiepreise angeho-
ben werden oder mehr Personal erfor-
derlich ist, um die Erwartungen und
auch berechtigten Anforderungen an
die Qualität sozialer Dienste zu erfül-
len. Nur zu oft werden sie durch die
Auftraggeber abgespeist mit dem Hin-
weis auf leere Kassen und Sparzwän-
ge. Soziale Arbeit ist dennoch gefor-
dert, mehr als nur Krisenintervention
zu leisten.

Da verwundert es schon sehr, wenn
bei Wirtschaftskrisen Milliarden für
Banken oder die Autoindustrie zur
Verfügung stehen. Was zählt ein
Mensch in der „sozialen Marktwirt-
schaft“? Wie „sozial“ kann sie sein,
wenn die Investitionen in das „Sozia-

le“ immer weiter zurückgefahren oder
gedeckelt werden?

Welchen Wert, auch im Sinne des
Preises, soziale Arbeit für eine Gesell-
schaft hat, impliziert die Frage nach
dem Stellenwert, den die KlientInnen
sozialer Arbeit in der Gesellschaft ha-
ben. Die Antwort darauf ist gleichbe-
deutend mit einer zentralen Kultur-
entscheidung unserer Gesellschaft.
Hilfeleistung ist keine Ware wie ein
Industrieprodukt.

Der Mensch steht im Mittelpunkt un-
seres Handelns. Die Forderung nach
verbesserten Bedingungen für die so-
ziale Arbeit dient nicht dem Selbst-
zweck der Beschäftigten in dieser
Branche, sondern steht im Interesse
der Qualität der Arbeit in sozialen
Diensten und damit der Qualität der
Versorgung durch die Dienste. Es geht
hier nicht um eigene Interessen, son-
dern um Anliegen der KlientInnen glei-
chermaßen wie der Beschäftigten.

Beschäftigte in sozialen Diensten üben
eine für die Gesellschaft überaus wich-
tige Arbeit aus. Sie haben ein Recht
auf angemessene Vergütung und men-
schenwürdige Arbeitsbedingungen
Diese können nicht von der Kassen-
lage der öffentlichen Hand abhängig
gemacht und als zweitrangig hinter
dem produzierenden Gewerbe behan-
delt werden oder einem Unterbie-
tungswettbewerb im Sinne des billig-
sten Angebots ausgeliefert werden. Die
Sozialbranche ist ein bedeutender Ar-
beitsmarkt mit weiter wachsender
Tendenz und daher ein gewichtiger
Wirtschaftsfaktor.

Wenn Beschäftigte der Sozialbranche
demonstrieren, dann ist das nicht nur
eine Forderung nach fairer Entlohnung.
Es zeigt zugleich auch das Dilemma,
dass Sozialeinrichtungen immer grö-
ßere Schwierigkeiten haben, Löhne zu
zahlen, die den gestiegenen Aufgaben
gerecht werden. Ihnen fehlen die Mit-
tel, weil sie von Seiten der Auftrags-
und Kostenträger mit Sparvorgaben
und Kostenreduzierungen konfrontiert
werden.

Dies ist nicht nur Angelegenheit der
Beschäftigten, sondern insbesondere
auch der GeschäftsführerInnen, Vor-
stände und Obleute der Einrichtungen
im Gesundheits- und Sozialbereich.
Diesen sollte es doch nachhaltiger ge-
lingen, Forderungen an die Politik von
Land und Bund und damit Einfluss auf
die Umverteilung der finanziellen Mit-
tel zu nehmen. Sie hätten die Chance,
sich mit ihren Klientinnen und Mitar-
beiterInnen zu solidarisieren, und
könnten damit ein Zeichen setzen, dass
zumindest sie die soziale Arbeit in ih-
ren Einrichtungen wertschätzen und
achten.

Aber stattdessen versinken die aller-
meisten von ihnen im Jammertal: Wir
sind doch selbst so arm und können
nichts tun! Ein paar mutige, intensive
und deutliche Schritte auf dieser Ebe-
ne sind absolut notwendig. Engage-
ment für mehr Mitmenschlichkeit, nicht
nur verbale Anerkennung sozialer Ar-
beit, sondern auch die Bereitschaft und
der Wille sie durch entsprechende fi-
nanzielle Ausstattungen zu fördern, sind
gefragt.

Heike Fischer ist BRV von
Zentrum Spattstraße in Linz
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Von Claudia Klimt-Weithaler

Mindestsicherung muß halten,
was sie verspricht!

Im November 2009 wurde der aktuelle Sozialbericht des Landes Stei-
ermark veröffentlicht. Er beinhaltet zwei Kernaussagen: Erstens, die
Sozialausgaben explodieren und zweitens, immer mehr Menschen sind
von Armut bedr oht.

Konkret stehen den SteirerInnen
durch-schnittlich Euro 1.463 Euro im
Monat zur Verfügung – damit liegt die
Steiermark unter dem Bundesdurch-
schnitt – und bereits zwölf Prozent der
SteirerInnen gelten als armutsgefähr-
det. Sozialleistungen wegrechnet, wä-
ren es sagenhafte 43 Prozent!

Diese Entwicklung spüren wir deut-
lich in unseren Sozialsprechstunden in
Graz und in vielen Bezirken. Die Wirt-
schaftskrise hat das ihre dazu beige-
tragen: Kündigungen, Kurzarbeit und
Lohnverzicht stehen nach wie vor an
der Tagesordnung. Unzählige Men-
schen befinden sich derzeit in prekä-
ren Beschäftigungsverhältnissen, ha-
ben „Spezialverträge“ bei Projektar-
beiten, freie DienstnehmerInnenver-
träge oder arbeiten unfreiwillig als
Selbstständige. Ihnen allen ist eines
gemein: Sie arbeiten und können von
dem Lohn nicht leben, weil er nicht
existenzsichernd ist. Sie gehören zu
jener Gruppe, die als besonders ar-
mutsgefährdet gilt, ebenso wie Allein-
erziehende und PensionistInnen. Frau-
en trifft es doppelt schlimm.

Armut wird immer noch als Schande,
als Einzelversagen empfunden. Durch
die Armuts- und Sozialberichte und die
Medienberichterstattung der letzten
Jahre, ist es zumindest politisch
thematisiert. Dadurch ist die Debatte
über die Mindestsicherung wieder in
Schwung gekommen. Es steht mittler-
weile außer Frage, dass wir, wenn wir
Armut effektiv bekämpfen wollen,
eine Verbesserung des derzeitigen
Systems brauchen. Mit 1. September
2010 soll in Österreich die Mindest-
sicherung eingeführt werden. Fakt ist,

dass es dafür einen Plan gibt, der sehr
unbefriedigend ist.

Höhe der Mindestsicherung

Die Mindestsicherung soll mit  Euro
733 netto monatlich zwölfmal pro Jahr
ausbezahlt werden, das sind Euro 24
täglich. Damit müssen Wohnung und
Betriebskosten bezahlt sowie Lebens-
mittel und Kleidung eingekauft und evt.
ein kaputtes Haushaltsgerät repariert
werden. Das kann sich nicht ausge-
hen. Abgesehen davon liegt die
„Armutsschwelle“, also jener Richt-
wert der laut Armutsbericht attestiert,
wer als armutsgefährdet gilt,  um  Euro
82 monatlich darüber. Was im Grun-
de nichts anderes heißt, als dass die
Mindestsicherung keine wirkliche Ab-
sicherung ist – sie hält durch ihre Höhe
nicht, was ihr Name verspricht.

Die Mindestsicherung soll zwölfmal
jährlich ausgezahlt werden. Sonder-
zahlungen, wie sie in der Steiermark
bisher bei der Sozialhilfe geleistet wer-
den, sind nicht vorgesehen. Das ist für
die SteirerInnen eine Verschlechte-
rung. Der Soziallandesrat darf jedoch
nicht gegen das vereinbarte Ver-
schlechterungsverbot verstoßen, also
muss es eine 13. und 14. Auszahlung
geben, was wiederum heißt, dass es
keine bundesweite einheitliche Lösung
gibt.

Zu kritisieren ist zusätzlich, dass die
Bearbeitung der Mindestsicherungs-
anträge nicht wie geplant in einem
„One-Stop-Shop“ durchgeführt wird,
sondern in den Bezirkshauptmann-
schaften. Positiv ist die einhergehen-
de Krankenversicherung zu sehen,

aber das macht auf gut steirisch „das
Kraut auch nicht mehr fett“!

Zusammenfassend ist festzuhalten,
dass die Mindestsicherung so, wie sie
nun beschlossen werden soll, keine
wirkliche Absicherung bedeutet und
deshalb auch nicht effektiv Armut be-
kämpfen wird.

„Hartz IV auf österreichisch“

Besonders bedenklich ist jene Passa-
ge im Gesetz, in der von „arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen“ die Rede ist.
Zwar wären Initiativen, die Betroffe-
nen einen Wiedereinstieg in den Ar-
beitsmarkt ermöglichen, durchaus be-
grüßenswert. Doch zeigt Deutschland
mit der berüchtigten Hartz-IV-Rege-
lung, was tatsächlich damit gemeint ist:
die Etablierung eines zusätzlichen
Billiglohnsektors, der letztlich nicht nur
ein Druckmittel für die BezieherInnen
der Grundsicherung darstellt, jeden
noch so schlecht bezahlten Job anzu-
nehmen, sondern gleichzeitig auch das
Lohniveau insgesamt senkt.

Die Mindestsicherung muss daher hö-
her sein als der „Armutsschwellen-
richtwert“ und 14 Mal jährlich ausbe-
zahlt werden. Es darf keine Rück-
zahlungspflicht (Regress) geben und
gleichzeitig müssen bestehende
Transferleistungen (Mindestpension,
Arbeitslosengeld, Notstandshilfe)
ebenfalls angehoben werden. Wir for-
dern die Einführung eines Mindestloh-
nes sowie eine Arbeitszeitverkürzung
bei vollem Lohnausgleich und die Sen-
kung des Pensionsalters.

Letztendlich können wirkliche Verän-
derungen, die für die Bevölkerung
positiv sind, nur dann erreicht werden,
wenn die Wirtschaftspolitik auf die
Schaffung von existenzsichernden Ar-
beitsplätzen ausgerichtet ist!

Claudia Klimt-Weithaler ist
Kindergartenpädagogin und
KPÖ-Landtagsabgeordnete
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Von Vera Modjawer

Mangel an Personal und Plätzen

In den letzten Monaten war der Kindergarten sehr oft in aller Munde.
Zum Beispiel soll das letzte Jahr vor der Schule zur Pflicht werden - und
das schon im September 2010.

Ob dies gut oder falsch ist kann ich
nicht feststellen, da muß sicher noch
viel Erfahrung gesammelt werden.
Doch die Art wie dies abgelaufen ist,
ist für die heutige Art zu handeln sym-
ptomatisch. Der Herr Bürgermeister
Dr. Häupl hat bald Wahlen und will
sie gewinnen, also zaubert er etwas aus
dem Hut.

Es gab schon im alten Arbeitsjahr gro-
ße Schwierigkeiten in der Personal-
frage. Es gibt viel zu wenig Päda-
gogInnen um die wertvolle pädagogi-
sche Arbeit auch flächendeckend zu
garantieren. Alle haben ihr bestes ge-
geben um allen Anforderungen gerecht
zu werden.

Kommenden Herbst müssen mehr
Gruppen eröffnet werden und natür-
lich braucht das mehr Personal. Ich
kann mir nicht vorstellen, dass das er-
füllt werden kann. Obwohl es eine
Gehaltsreform gab, durch welche die
ersten Gehaltsstufen sehr angehoben
wurden, die Vorbereitungsstunden er-
höht und noch etwas mehr verbessert
wurde sehe ich noch nicht die Mas-
sen in den Beruf strömen. Hier muß
ich wohl noch anmerken, dass die zu-
sätzlichen Vorbereitungsstunden aus-
bezahlt werden, denn es gibt nicht ge-
nug KollegInnen.

Als weiteren Kritikpunkt will ich an-
merken, dass sehr offensichtlich trotz
Gruppenneueröffnungen nicht genü-

gend Plätze vorhanden sein werden
und dies auf dem Rücken der dreijäh-
rigen ausgetragen werden wird. Das
bedeutet, dass einige Eltern Alternati-
ven erfinden müssen um arbeiten ge-
hen zu können.

Das Bildungssystem wird nicht mehr
lange so weiterbestehen können und
an Qualität verlieren. Was das für die
Zukunft bedeutet mag ich mir nicht
ausmalen.

Vera Modjawer ist Kindergarten-
leiterin in der KTH Mittelgasse der
MA 10A in Wien

Von Josef Stingl

AUA – das tut weh
Vor einem halben Jahr fiel die 1957 ursprünglich voll im Staatsbesitz
gegründete AUA dem neoliberalen Privatisierungswahn hundertprozen-
tig zum Opfer.
Kurz zur Erinnerung: 1988 erfolgte
unter rot-schwarz ein erster Börsegang
mit 25 Prozent. In der Folge stieg der
Streubesitz auf 48,02 Prozent. Die
42,75 Prozent Staatsbesitz wurden mit
einem 500-Millionen-Euro-Boni „zur
Schuldenabdeckung“ im Vorjahr der
Lufthansa „geschenkt“. Und das ohne
25 Prozent Sperrminorität in österrei-
chischer Hand, ohne Standortsich-
erung oder Arbeitsplatzgarantien, wie
es noch im Wahlkampfherbst 2008
versprochen wurde. Nicht genug –
jetzt will die Lufthansa „zur Arbeits-
platzsicherung“ weitere Finanz-
zuckerln, diesmal von den Bundeslän-
dern.

Jetzt regiert bei der Lufthansa-Toch-
ter AUA der Rotstift – im Vorjahr mit
Kurzarbeit, heuer mit Personalabbau!

Hatte die AUA Ende 2009 knapp
7.000 Beschäftigte, geht es heuer in
Richtung 6.000. Nach Ende der
Schutzfrist für kurzarbeitendes Perso-
nal wurden schon erste Kündigungen
ausgesprochen. Wie viele letztlich den
blauen Brief bekommen, lässt der
Vorstand offen. 60 Piloten bekamen
einen „Golden Handshake“, insgesamt
sollen aber alleine bei der Tyrolean
120 Piloten bzw. Kopilotenstellen
gecancelt werden.

Die Lufthansa verlangt nun von Ober-
österreich, der Steiermark und Kärn-
ten sogenannte  Flugstreckenzu-
schüsse. Tirol mit den besten Inlands-
strecken ist von diesem Arbeits-
platzsicherungs-Erpressungsversuch
noch ausgeschlossen. Aber nicht freu-
en, hier versucht es die Lufthansa mit

„Infrastruktur“-Verhandlungen, kon-
kret mit der Forderung nach einer
„Landesstütze“, damit die 170 Ar-
beitsplätze umfassende Technik-
wartung in Innsbruck nicht verloren
geht.

Wie viele AUA/Tyrolean-Jobs in Ti-
rol bleiben, ist daher auch ungewiß.

Gewiß ist aber eines: Betroffen von
diesem österreichischen Wirtschafts-
politikdesater sind die Steuerzahler-
Innen, sie werden jetzt für die Politik
ihrer Regierung zur Kasse gebeten.

Josef Stingl ist Stv. GLB-Bundes-
vorsitzender und Vorsitzender des
GLBvida
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Von Roman Böhm-Raffay

GLB deckt Skandal
bei Wiener Linien auf

Nach dem derzeitigen Stand der Erhebungen erhärtet sich der Verdacht,
dass ein Obermeister (es gilt die Unschuldsvermutung) der Wiener Li-
nien jahrelang weibliche Bedienstete sexuell belästigte.

Nachdem sich die Opfer hilfesuchend
an uns gewendet haben, agierte der
GLB so wie es im Gesetz vorgesehen
ist und auch der Fürsorgepflicht ent-
spricht: Wenn KollegInnen mit Vor-
würfen, egal welcher Art, an uns her-
an treten, sind wir verpflichtet, darauf
zu reagieren und nicht wegzusehen,
wie manch andere. Aus Angst, teilwei-
se weil sie gegen Vorgesetzte vorge-
hen müssen und den Job verlieren
könnten oder weil sie auch befürch-
ten unglaubwürdig zu erscheinen,
scheuen viele Opfer davor zurück den
Täter anzuzeigen.

Eine Bedienstete aber hatte den Mut
diesen Weg zu gehen. Um die Kolle-
gin zu schützen, wurden sie von der
GLB-Sekretärin Doris Grössinger und
unserem Anwalt Dr. Scherbaum be-
treut – und sie gab teils zutiefst er-
schreckende Details zu Protokoll.

Suspendierung ausgesprochen

Die betreffenden Beweise wurden
über unseren Rechtsanwalt der Per-
sonalabteilung übergeben, Zeugen ein-
vernommen und die P21 sprach auf-

grund der Unterlagen eine Suspendie-
rung aus. Kurze Zeit später wurde der
GLB jedoch darüber informiert, dass
der betreffende Obermeister weiter
seinen Dienst versah, und das anschei-
nend mit Zustimmung des Personal-
büros.

In meiner Funktion als Vorsitzender
des GLB-Gemeindebedienstete, infor-
mierte ich daraufhin die Stadtwerke
Holding, und stellte klar, was man im
Allgemeinen unter einer Suspendierung
versteht: Der GLB verlangte ein so-
fortiges Einschreiten, was auch von
OS Dr. Erwin Blazek (Vorstands-
bereich Wiener Linien) zugesagt wur-
de. Mittlerweile haben die Wiener Li-
nien reagiert und ein Dienststellen-
verbot wurde ausgesprochen.

Anzumerken ist natürlich auch noch,
dass bei jedem „kleinen“ Bedienste-
ten bei Verdachtsmomenten sofort
Suspendierungen bzw. Disziplinarstra-
fen ausgesprochen werden und man
da nicht erst bei der Stadtwerke Hol-
ding urgieren muss.

Mittlerweile fanden die ersten Einver-

nahmen statt. Auf Verlangen des GLB
wurde die betroffene Kollegin nicht in
der Direktion einvernommen, sondern,
da ihr psychischer Zustand sehr be-
denklich war, beim Arzt ihres Vertrau-
ens.

GLB und Wiener Linien erstatten
Anzeige

Nachdem der stellvertretende GLB-
Vorsitzende Gerhard Eder Anzeige bei
der Staatsanwaltschaft erstattet hatte,
wurde nun auch von den Wiener Lini-
en Anzeige erstattet. Auch bei den Ein-
vernahmen durch die Staatsanwalt-
schaft wurde die Bedienstete vom
GLB betreut. Nach dem tragischen
Freitod einer Bediensteten der Wie-
ner Linien besteht nun der Verdacht,
dass der Auslöser dafür ebenfalls se-
xuelle Belästigung war, auch dazu fin-
den derzeit Einvernahmen statt.

Der GLB verlangte neben einer rück-
sichtslosen Aufklärung auch eine mög-
lichst schonende Behandlung der Be-
troffenen, die eine externe psycholo-
gische Betreuung und eine Übernah-
me aller Kosten einschließt, dies wur-
de vom Dienstgeber zugesagt.

Hervorzuheben ist in dieser Causa die
vorbildliche Vorgangsweise von OS
Dr. Blazek (Holding): Hier wurde
schnell, korrekt und vorbildlich zum
Schutze der Betroffenen reagiert, so
wie es der Gesetzgeber im Sinne der
Fürsorgepflicht vorsieht.

Roman Böhm-Raffay ist Betriebs-
rat der Wiener Linien und Vorsit-
zender des GLB/GdG-KMSfB

Leserbrief: Transferkonto und Mindestsicherung

Warum wird nicht ein Transferkonto für alle Nationalratsabgeordnete, Mini-
ster, Staatssekretärlnnen eingeführt und öffentlich gemacht? So könnten wir
(das Souverän) per Mausklick und öffentlichen Aushanges jedes Monat ein-
sehen, was unsere Volksvertreter Monat für Monat auf unsere Steuerkosten
plus Nebeneinkommen verdient haben. Auch das ist Missbrauch auf
Steuerzahlerkosten, wenn deren Einkommen(von uns gewählte Volksvertre-
ter) zu keiner Relation zu deren Leistungen stehen. Sind die Herren Vize-
kanzler und Finanzminister Josef Pröll und ÖVP-Generalsekretär Fritz
Kaltenegger sich dessen bewusst? Nach einer Offenlegung der Bezüge und
Einkommen unserer Angestellten (Politikerinnen), kann man auch über ein
Transferkonto für Arme reden.
Karl Halmann , Menschen ohne Arbeit in Österreich, Wiener Neustadt
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Von Gerlinde Grünn

Drehen an der Neidspirale

Eine Richtschnur zur Beurteilung sozialpolitischer Maßnahmen ist die
Fragestellung: Verschlimmern oder verschlechtern Maßnahmen die Le-
benssituation von Menschen oder bleibt durch sie alles beim Alten.

Und da ist es oft der beste Gradmes-
ser den Blick an die Ränder der Ge-
sellschaft zu werfen. Dorthin wo sich
die Widersprüche einer vom Neolibe-
ralismus gekennzeichneten Gesell-
schaft am schärfsten abzeichnen. Die
Fakten sind bekannt. Laut den Zah-
len der Armutskonferenz gelten sechs
Prozent der österreichischen Bevölke-
rung als manifest arm. Knapp eine
Million der EinwohnerInnen leben un-
ter der Armutsgrenze, sind also mit
Einschränkungen in zentralen Lebens-
bereichen konfrontiert. Zugewandert,
erwerbslos, alleinerziehend oder
„working poor“ gelten hier als Risiko-
faktoren.

Arm heißt Ausschluss

Kaum jemand, der an der kalten Zahl
des Existenzminimums gemessen als
arm gilt, möchte sich selbst als arm be-
zeichnen; denn arm zu sein heißt in
erster Linie Ausschluss aus der Ge-
sellschaft. „Kein Geld, keine Musi“,
spricht der Volksmund und er hat
recht. Wer als arm gilt, bleibt isoliert,
hängt am Gängelband der Armuts-
verwaltung, ist der Lebensunfähigkeit
verdächtig und seiner Zukunftschan-
cen beraubt.

Mit Unbehagen blickt mancher auf
diejenigen deren Armut sichtbar wird,
auf Obdachlose und BettlerInnen, und
nicht immer stellt sich ein Gefühl des
Mitgefühls ein, sondern Angst. Angst
davor selbst in die Armut abzurutschen
oder gar selbst schon zu den Armen
zu geh ren. Die Angst vor dem Ab-
sturz ist längst in der Mittelschicht an-
gekommen. Nicht mehr nur diejenigen
die von Anfang an nicht die besten
Startbedingungen haben, sondern auch

so mancher Leistungsträger wird
durch Jobverlust, Krankheit oder
Scheidung aus der Bahn geworfen.
Und wer am Boden liegt kommt
schwerlich wieder hoch.

Anstatt die richtige Frage nach der
Verteilungsgerechtigkeit zwischen arm
und reich zu stellen, wird an der Neid-
spirale gedreht. Ein medialer Reigen
von Neiddiskursen wie Junge gegen
Alte, InländerInnen gegen Ausländer-
Innen, LeistungsträgerInnen gegen
SozialschmarotzerInnen, Gesunde ge-
gen Kranke, Kinderreiche gegen Kin-
derlose beschäftigt unter dem Motto
„Man stört sich nicht daran, dass nicht
alle gleichermaßen am Wohlstand teil-
haben, sondern daran, dass es nicht
allen gleich schlecht geht.“

Stellvertretend für eine sozialpolitische
Maßnahme, die auf dieser Neidbasis
fußt, ist das von der ÖVP ins Spiel
gebrachte Transferkonto. Ausgehend
von der Annahme einer Verteilungs-
ungerechtigkeit von Sozialtransfers
zwischen LeistungsträgerInnen und
MinderleisterInnen will die ÖVP mit-
tels des Transferkontos, in dem alle
Sozialtransfers aufgelistet werden sol-
len, Transparenz schaffen. Kein
Schelm wer böses denkt, denn die
ÖVP offenbart auch das Ziel des Gan-
zen, nämlich die Etablierung eines neu-
en Prinzips der Leistungsgerechtigkeit,
denn Leistung und Arbeit müssen sich
laut ÖVP wieder lohnen.

Soziales Netz wird dünner

Unschwer zu erkennen, dass es hier
wohl letztendlich darum geht die oh-
nehin schon durchlässigen Maschen
des sozialen Netzes weiter aufzuknüp-

fen. Mit der Unterstellung, dass ein
Teil der Bevölkerung namentlich die
sozial Schwachen es sich in der so-
zialen Hängematte gemütlich machen,
lässt sich im aufgeheizten Neidklima
gut Politik machen. Wer jemals selbst
die hochnotpeinlichen Befragung beim
Sozialamt oder den Papierkrieg beim
Beantragen von Hilfsleistungen hinter
sich gebracht hat, weiß, dass es wohl
kaum etwas Vermögenstransparen-
teres gibt als einen Sozialhilfebezieher.

Auch ist es kein Geheimnis, dass die
soziale Absicherung in Österreich eng
mit der Erwerbstätigkeit verknüpft ist.
Ein Großteil der Sozialleistungen sind
Versicherungsleistungen, also leis-
tungsgebundene Tranfers. Von einem
Gratisschulsystem und Familienbeihilfe
profitieren auch Reiche und die
Mehrwertssteuer belastet wohl am
meisten das schlanke Geldbörserl der
Mindestrentnerin.

Das Transferkonto ist also ganz sicher
keine sozialpolitische Maßnahme die
zur Verbesserung der Lebenssituation
von Menschen beiträgt. Das gemein-
same Nachdenken darüber, wie eine
solidarische Gesellschaft jenseits von
Leistungszwang und Ausschlüssen un-
ter der Prämisse es ist genug für alle
da funktionieren könnte ist zumindest
ein Schritt in die richtige Richtung.

Gerlinde Grünn ist Sozialpädago-
gin und KPÖ-Gemeinderätin in
Linz
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Es ist egal, welchen Beruf Sie hatten.
Sie sind Ihr eigener Chef, können über
Ihre Arbeits- und Freizeit selbst be-
stimmen und noch dazu viel Geld ver-
dienen. So wird das im Fernsehen und
in den Zeitungen vorgegaukelt. Beson-
ders die Wirtschaftskammer stellt für
einen Neustart in die Selbstständigkeit
Hilfe in Aussicht. Auch das AMS ist
über jede/n froh, der aus der Arbeits-
losenstatistik fällt.

Die Nachteile für EPU werden von
allen tunlichst verschwiegen (kein An-
spruch auf Urlaubs-, Weihnachts- und
Krankengeld, bzw. Arbeitslosenunter-
stützung, Dauerstress wegen Auftrags-
lage, Konkurrenzdruck, usw.).

Marsch in den Schuldenturm

Für den Start in die Selbstständigkeit
ist natürlich auch Kapital notwendig
und das ist für die meisten nur mit ei-
ner Kreditaufnahme möglich. Geht das
Unternehmen aus den verschiedensten
Gründen schief, bleiben nur Schulden
und das ohne Anspruch auf Arbeits-
losenunterstützung und ohne Kranken-
und Pensionsversicherung. Der Ab-
stieg in die Armut ist vorprogrammiert.
Dafür ist das alte Arbeitsamt bald end-
gültig Geschichte. AMS-Vorstands-
chef Buchinger schwärmt in einem
Kurier-Interview vom „größten
Reorganisationsprojekt in der Ge-
schichte der staatlichen Einrichtung“.

Ab Mitte 2010 können Arbeitslose
online ihr Arbeitslosengeld beantragen
und elektronisch Terminvereinbarun-
gen mit den AMS treffen. Ähnlich wie
bei den Banken werden die Kunden

Von Anita Kainz

Neues Wundermittel
gegen Arbeitslosigkeit – EPU?

Gehören Sie auch zu den 350.000 Arbeitslosen in Österreich? Die Lö-
sung Ihres Problems lautet: EPU (Einzelpersonenunternehmen). Es ist
ganz einfach: Sie machen sich selbstständig!

zur elektronischen Selbstbedienung
animiert.

Wer dieses Angebot annimmt, kann
laut Kurier-Artikel die Jobsuche in
Zukunft per Laptop und Internetzu-
gang aus „der Hängematte im Ferien-
domizil“ machen. Laut Buchinger hat
das AMS für 200.000 Euro eine ei-
gene Profiling-Software – aus
Datenschutzgründen problematisch -
eingekauft. Was bedeutet das für die
Arbeitslosen? Sie werden in Risiko-
klassen eingeteilt. Für die schwer
Vermittelbaren gibt es – wie bisher –
Beratung, Schulung, Lob und Tadel.
Die Zahl der Sperren von Arbeitslo-
sengeld oder Notstandshilfe lag 2007
bei 86.500 und ist bis 2009 auf 93.000
gestiegen (Gründe für eine Sperre sind
Arbeitsunwilligkeit, Verweigerung der
Arbeitsaufnahme oder Schulungs-
maßnahme, Selbstkündigung und
Kontrollmeldeversäumnis).

AMS-Geld für Unternehmen

Aber das AMS hat nicht nur Geld für
ein neues Selbstbedienungsprogramm
für Arbeitslose, sondern es gewährt
seit Jahren hohe Lohnsubventionen
(Budget 2010: 40 Millionen Euro) an
Unternehmen, die Arbeitlose aufneh-
men. Die Bedingungen zur Gewährung
dieser „Eingliederungsbeihilfe“ wurden
heuer deutlich aufgeweicht. Die/der
Betroffene muss maximal 25 Jahre sein
und von Langzeitarbeitslosigkeit be-
droht sein. Das AMS schießt dann 50
Prozent, in besonders schwierigen
Fällen bis zu zwei Drittel der Lohnko-
sten zu.

Da nach Ablauf der Kurzarbeit die
meisten Betriebe die Betroffenen kün-
digen und noch zusätzlich in der Krise
50.000 Arbeitsplätze abgebaut wur-
den, profitieren von dieser Ein-
gliederungsbeihilfe fast nur die Leih-
arbeitsfirmen. Sie machen in der Re-
gel nur Jahresverträge, haben dadurch
eine hohe Fluktuation und können bei
jeder Neueinstellung einer/s Arbeits-
losen bis zu zwei Drittel ihrer Lohn-
kosten vom AMS lukrieren.

Frisch drauf los spekuliert

2010 zeigt sich – was der Gewerk-
schaftliche Linksblock schon bei Aus-
bruch der Finanzkrise gesagt hat – wer
die GewinnerInnen und die Verlierer-
Innen sind. Vom Staat wurden bis jetzt
nur die Banken und großen Firmen
subventioniert.
Die Folge ist, dass schon wieder frisch
darauf los spekuliert wird (siehe
Börsenkursanstieg) und die Firmen
trotz besserer Wirtschaftslage kein
Personal mehr aufnehmen, sondern nur
mit Leiharbeitskräften ihr Auskommen
finden.

Wo bleibt der Widerstand der Arbei-
terkammer und der Gewerkschaften?

Anita Kainz ist GLB-Aktivistin
in Wien
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Von Christiane Maringer

Energiegrundsicherung ist
notwendig und finanzierbar
Auch im heurigen Winter blieben wieder zahlreiche Haushalte finster
und kalt, weil sich die Menschen immer teurer werdenden Str om und
Gas nicht mehr leisten können. Eine genaue Zahl der betroffenen Haus-
halte ist trotz gründlicher Recherche nicht zu bekommen. Die Caritas
schätzt sie bundesweit auf 330.000. Der Anteil für  Energieausgaben ist
dabei umso höher, je geringer das monatliche Einkommen ist.

Gratis-Grundbezug
 für Strom und Heizung

Vor dem Hintergrund ständig steigen-
der Energiepreise und wachsender
Profite für die Energie-Multis bei
gleichzeitig explodierender Armut im
viertreichsten Land der Erde fordert
die KPÖ eine kostenlose Energie-
grundsicherung. Ziel des Modells ist
es, jedem Haushalt einen Grundbezug
für Strom und Heizung gratis zur Ver-
fügung zu stellen.

Dieser beträgt laut AK-Berechnung
pro Jahr 2.200 kWh Strom und 800
Kubikmeter Gas, gerechnet für zwei
Personen auf 60 Quadratmeter. Da-
mit wäre sicher gestellt, dass der En-
ergieverbrauch für grundlegend Le-
bensbedürfnisse kostenlos ist. Geräte
wie ein Kühlschrank, E- oder Gasherd,
eine Waschmaschine, die Heizung,
aber auch ein Fernseher oder PC ge-
hören zum normalen Lebensstandard.
Dieses Kontingent ist allen in Öster-
reich lebenden Menschen als Rechts-
anspruch zur Verfügung zu stellen und
darf an keine Kontrollen oder büro-
kratischen Hürden geknüpft sein, so
wie dies etwa bei den Heizkostenzu-
schüssen der Länder oder der Ge-
meinden der Fall ist.

Die Energiegrundsicherung wurde auf
Grundlage der UNO-Menschen-
rechtserklärung entwickelt: Diese be-
inhaltet, dass Wohnen ein Grundrecht
für alle sein muss. Das zentrale Ziel
einer Energiegrundsicherung besteht
darin, dass keinem Menschen in ei-
nem der reichsten Länder der EU der
Strom oder die Heizung abgedreht

wird, und mensch damit Finsternis und
Kälte ausgesetzt ist.

Energiegrundsicherung ist finanzierbar
Noch immer können sich viele nicht
mit dem Gedanken anfreunden, dass
es in unserem reichen Land einen
Gratisbezug von lebenswichtigen Gü-
tern gibt, der allen ohne Bedarfs-
prüfung gegeben wird: entsprechend
dem Motto „wer nichts leistet soll nicht
essen“ – dabei gehören die Energie-
versorgungsunternehmen uns allen.

Sie wurden nach dem Krieg in öffent-
lichen Besitz genommen – und sind
auch heute noch im mehrheitlichem
Eigentum von Bund, Ländern oder
Gemeinden. Auch wenn die Umwand-
lung die Energieversorger den Markt-
mechanismen unterworfen hat, also
Investoren und Aktionäre bedienen
soll, heißt das also nicht, dass die Po-
litik aus der Verantwortung entlassen
ist. Es gilt, dieses gemeinschaftliche
Eigentum für alle spürbar zu nutzen und
durch entsprechende Auflagen die
Betriebe zum Gratiskontingent zu ver-
pflichten.

Eine Umverteilung ist notwendig

Auch Argumente, die die Finanzier-
barkeit anzweifeln, sind leicht zu ent-
kräften: Die Finanzierung könnte zum
einen über die Abschöpfung der wach-
senden Profite der Energieunter-
nehmen erfolgen. Zum anderen ist eine
gerechte Steuerpolitik überfällig, die
von Massenbesteuerung abgeht und zu
einer Umschichtung der Geldmittel von
oben nach unten führt.

Zum Beispiel über eine deutlich stär-
kere Besteuerung der Gewinne von
Konzernen und des Vermögens der
wirklich Reichen: durch eine Erhöhung
der Körperschaftssteuer, durch eine
Neugestaltung der Einkommens-
steuerprogression mit Senkung bei
Einkommen unter und Erhöhungen bei
Einkommen jenseits von 4.000 Euro,
durch die Abschaffung der Steuer-
privilegien für Privatstiftungen, durch
die Abschaffung der privilegierten
Gruppenbesteuerung von Holding-
Unternehmen sowie durch die Wie-
dereinführung der Vermögenssteuer
und anderer vermögensbezogener
Steuern. Eine steuerliche Entlastung für
kleine und mittlere Einkommen wür-
de gleichzeitig für einen Schub bei den
Konsumausgaben der privaten Haus-
halte sorgen.

Entgegen den Befürchtungen mancher,
die Energiegrundsicherung würde zu
einer Verschwendung von Strom und
Gas führen, bieten wir effektive Maß-
nahmen zum Energiesparen. Heute ist
es egal, wie viel Energie verbraucht
wird; teuer sind die Netzkosten, der
Energiekonsum selbst ist im privaten
Bereich kostenmäßig praktisch irrele-
vant. Das Konzept der KPÖ sieht vor,
den Verbrauch über dem kostenlosen
Anteil hinaus proportional teurer wer-
den zu lassen. Gekoppelt mit Rück-
vergütungen, wenn das Gratiskontin-
gent nicht ausgenutzt wird, ergeben
sich Einsparungsanreize, die heute
wegfallen.

Das Modell Energiegrundsicherung
bedeutet also auch die Teilhabe an
Ressourcen und Sicherheit für alle
durch Existenzsicherheit, Wohnen,
Wärme und Licht. Es ist damit ein
Kontrastprogramm zur neoliberalen
Liberalisierungs-, Privatisierung- und
Belastungspolitik.

Christiane Maringer ist
Pressesprecherin der KPÖ
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Ihnen stehen jene Personen gleich,
denen eine solche Beeinträchtigung in
absehbarer Zeit droht. Lebenswichti-
ge soziale Beziehungsfelder sind ins-
besondere die  Bereich Erziehung,
Schulbildung, Erwerbstätigkeit, Be-
schäftigung, Kommunikation, Wohnen
und Freizeitgestaltung.

Behindert sind jene Menschen, denen
es ohne Hilfe nicht möglich ist gere-
gelte soziale Beziehungen zu pflegen,
sinnvolle Beschäftigung zu erlangen
und auszuüben, angemessenes und
ausreichendes Einkommen zu erzielen
(aus dem Behindertenkonzept der
österreichischen Bundesregierung).

Körperliche Einschränkungen, Seh-,
Hör- oder Lernbehinderungen, chro-
nische Erkrankungen. Genauso indi-
viduell gestalten behinderte Menschen
ihr Leben. Viele Unsicherheiten im
Umgang mit behinderten Menschen
entsteht aus der Angst etwas falsch zu
machen

Auch 2009/10 gibt es noch nicht aus-
reichend Kindergartenplätze für Kin-
der mit Behinderung, barrierefreie ge-
staltete Schulen, barrierefreie Ausstat-
tungen  der Schulen, Tagesbetreu-
ungsmöglichkeiten für Schulkinder,
ausgebildetes Personal in den AHS
und BHS.

Der Einstieg von der Schule ins Be-
rufsleben und damit die Integration in
die Arbeitswelt ist oft sehr schwierig.
Die Integration eines behinderten
Menschen in den Arbeitsprozess er-
möglicht ihm, seinen Lebensunterhalt
aus eigenen Mitteln zu bestreiten. Es
sichert den  Kontakt mit anderen
Menschen und stärkt damit das
Selbstbewusstsein.

Von Magdalena Hovorka
Behinderung: auch 2010 aktuell
Behinderte Menschen sind nach wie vor beinahe täglich in allen Le-
bensbereichen Diskriminierungen ausgesetzt. Behinderte Menschen
sind Personen jeglichen Alters, die in einem lebenswichtigen sozialen
Beziehungsfeld körperlich, geistig oder seelisch dauernd wesentlich
beeinträchtigt sind.

Laufende Weiterbildung ist Vorausset-
zung um in der Arbeitswelt bestehen
zu können. Aber auch heute ist es vie-
len Menschen mit Behinderung noch
immer  nicht möglich dies im gleichen
Ausmaß  in Anspruch zu nehmen wie
nichtbehinderten Menschen.

Es fehlen barrierefreie Zugänge, tech-
nische Hilfsmittel sind nicht vorhanden,
nicht  richtige Unterrichtsmethoden
werden eingesetzt. Auffallend ist, dass
in den letzten Jahren die Arbeitslosig-
keit von Frauen mit Behinderung ge-
stiegen ist. Zehn Prozent der Bevöl-
kerung im EU-Raum leben mit Behin-
derung oder Beeinträchtigung. Laut
Statistik sind es in   Österreich schon
16 Prozent.

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

dürfen nicht  auf Grund ihrer ethnischen
Abstammung, einer Behinderung, ih-
res Alters, ihrer sexuellen Orientierung,
ihrer Religion, ihrer Weltanschauung
diskriminiert oder belästigt werden. Die
österreichische Bundesverfassung be-
kennt sich zur Gleichstellung behinder-
ter Menschen. Niemand darf wegen
seiner Behinderung benachteiligt wer-
den.

Unter den Diskriminierungsschutz fal-
len Menschen mit körperlichen, gei-
stigen, psychischen sowie Sinnes-
behinderungen und unter gewissen
Voraussetzungen auch deren Angehö-
rige. Im Behindertengleichstellungs-
gesetz ist auch Diskriminierungsschutz
im täglichen Leben sowie in der Ar-
beitswelt geregelt. Ziel ist die gleich-
berechtigte Teilhabe der Menschen mit
Behinderung am Leben in der Gesell-
schaft.

Magdalena Hovorka ist bei „Wie-
der Wohnen“ im Fonds Soziales
Wien tätig

Salzburger Nullen
Christian Meidlinger, Chef der GDG,
schäumte über den „skrupellosen
Bruch der Sozialpartnerschaft“ und er-
klärte sich „hundertprozentig solida-
risch“ mit den Salzburger Magistrats-
bediensteten.
LH Burgstaller und Bgm. Schaden
(beide SPÖ) haben sich nämlich mit
der ÖVP darauf geeinigt, dass Salz-
burger Landes- und Gemeindebe-
dienstete 2010 und 2011 keine Ge-
haltserhöhung erhalten, die Auszahlung
der Bezüge um zwei Wochen nach hin-
ten verschoben und 2012 die Prag-
matisierungen abgeschafft werden.
Ausgerechnet SPÖ-PolitikerInnen die
sich gerne auf die Lohnabhängigen
berufen agieren als Pressure-Group
für eine Nulllohnrunde und sprengen
also die bundesweite Tarifeinheit für
den öffentlichen Dienst.
BZÖ-Bucher griff das Stichwort be-

gierig auf und wollte mit Verweis auf
Salzburg (und Kärnten, wo BZÖ und
ÖVP sich ebenfalls auf eine Nullrunde
geeinigt haben) den Beschäftigten in
Bund, Ländern und Gemeinden eine
Null aufdrücken.
Bucher erklärte kaltschnäuzig, dass
Beamte gefälligst „zurückstecken müs-
sen“. Die Mehrheit der 350.000 Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst sind
freilich nicht hochbezahlte Spitzenbe-
amte, sondern nur durchschnittlich
oder gering bezahlte Vertragsbedien-
stete.
Für Banken und Konzerne wurden
über Nacht hundert Milliarden Euro
als Haftungen und Förderungen flüs-
sig gemacht, beim Personal werden
die Daumenschrauben angezogen. Für
Meidlinger gilt freilich: Wer solche
(Partei-)freunde wie Burgstaller und
Schaden hat, der braucht keine Fein-
de mehr…
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Von Heidemarie Ambrosch

Männer „Im Zentrum“ –
Frauen nicht gefragt?

Männliche Seilschaften funktionieren mehr denn je, nicht ohne Grund.
Zum Thema „Haltet den Steuer-CD-Dieb! Rechtfertigt die Jagd auf
Steuersünder alle Mittel?“ diskutier ten am 7. Februar mit Ingrid
Thurnher  sechs Männer: Günther Stummvoll - Finanzsprecher ÖVP,
Niels Annen - SPD-Vorstandsmitglied, Hans Kaufmann - SVP Abge-
ordneter, Friedrich Schneider - Experte für Schwarzarbeit und Steuer-
hinterziehung, Bernd Christian Funk – Verfassungsexperte und Ro-
man Leitner – Steuerberater.

Wohl fern ab vom öffentlichen Auftrag
des ORF, aus dem ich vor dem zwei-
ten Beispiel zitieren will: „Als eigen-
ständiges österreichisches Rundfunk-
unternehmen erbringt der ORF eine
nationale Dienstleistung, indem er täg-
lich das politische, wirtschaftliche und
kulturelle Leben des Landes darstellt,
zu seiner Aufarbeitung beiträgt und
breite gesellschaftliche Kommunikati-
on ermöglicht.“

Zum Thema „Reformschub oder
Rechtsruck - was brächte uns
Schwarz-Blau?“ diskutierten am 3.
Februar 2010 mit Werner Schneyder
im „Club 2“: Karl-Heinz Grasser -
ehemaliger Finanzminister, Herbert
Scheibner - ehemaliger FPÖ-Vertei-
digungsminister, Herwig Van Staa -
ehemaliger Tiroler  ÖVP-Landes-
hauptmann, Doron Rabinovici - Histo-
riker, Wilhelm Haberzettl - SPÖ-Ge-
werkschafter , Marion Kraske - Jour-
nalistin und Autorin, Hubert „Hubsi“
Kramar - Schauspieler – ebenfalls
sechs Männer und eine Frau.

Gemäß dem Auftrag ließen sich diese
Runden aus verschiedensten Perspek-
tiven eklatant widersprechend kritisie-
ren, ich will den Fokus auf die
Geschlechterhierarchien und –
ideologien richten, die in und durch
Fernsehdiskussionen mit kommuniziert
und aktualisiert werden.  Warum nur
tritt die Quotierungsforderung so be-
harrlich auf der Stelle? Warum ist das
politische, wirtschaftliche und kulturel-
le Leben der Frauen dieses Landes

uninteressant?

Frauen – 52 Prozent der Bevölkerung,
leisten zwei Drittel der gesamt-
gesellschaftlichen Arbeit, verdienen um
rund ein Drittel weniger und ihr Anteil
am Besitz und Vermögen ist
vernachlässigbar. Sie „dienen“ aber
gerade in Krisenzeiten einmal mehr als
Manövriermasse, auf die der
Erwerbsarbeitsmarkt zwar nicht ver-
zichten will und kann, auch weil Frau-
en meist aufgrund ihrer Sozialisation
über ihre sonstige mit Männern ver-
gleichbare Qualifikation hinaus über
„soft skills“ - soziale Kompetenzen
verfügen, die heute zunehmend gefragt
sind, aber nicht bezahlt werden brau-
chen, da sie nirgends bewertet wer-
den.

Muss vielleicht, die mit Männern ver-
gleichbare oder sogar höhere Qualifi-
kation möglichst versteckt werden,
damit das so bleibt, Frauen nicht be-
ginnen zu rechnen und überdies sozia-
le Verantwortung, die der Staat wie-
der zurück in die privaten Haushalte
schiebt, insbesondere Kranken- und
Altenpflege, reibungslos funktionieren
kann? Pröll sucht den „Super-
praktikant“ – geworden ist es eine
Frau.  Der bedingungslos und er-
wünscht versteckten Frauenarbeit ist
aus feministischer Sicht vor allem eins
- das bedingungslose Grundein-
kommen entgegenzusetzen!

Heidemarie Ambrosch ist Frauen-
sprecherin  der  KPÖ  und  Vor-
standsmitglied  bei  transform.at
und arbeitet für das europäische
Netzwerk transform europe.
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Von Anita Kainz

Nützt gute Ausbildung im Handel?

Immer mehr kleine Geschäfte müssen zusperren, weil sie mit den gro-
ßen Handelsketten nicht mehr mithalten können. Tr otz Krise steigen
aber die Gewinne der Lebensmittel- und Drogerieketten. Denn Nah-
rungsmittel, Getränke und Reinigungsmittel werden im täglichen Le-
ben von allen Menschen gebraucht.

Was nützt das aber den Handelsan-
gestellten? Seit Jahren werden im Han-
del nur mehr Teilzeitbeschäftigte mit
flexibler Arbeitszeit aufgenommen, die
auch meistens nach Bedarf unbezahl-
te Mehrarbeit leisten müssen. Wer den
Handelskollektivvertrag kennt, weiß,
dass eine Teilzeitbeschäftigte von ih-
rem Lohn nicht leben kann und dann
im Alter eine Mindestpension bekom-
men wird.

Hier ein Beispiel: Elisabeth ist ausge-
bildete Verkäuferin und arbeitet seit 8
Jahren in der Filiale einer bekannten
Drogeriekette. Bis vor einem Jahr führ-
te sie die Filiale mit einer Kollegin. Nun

steht sie allein im Geschäft und ist für
alles zuständig. Sie muss die Bestel-
lungen aufgeben und entgegennehmen,
die Waren in die Regale schlichten, für
Reinheit sorgen und natürlich auch an
der Kasse  sitzen.

Regelmäßige Kontrollen von der Zen-
trale bedeuten für Elisabeth zusätzli-
chen Stress, denn eine Beanstandung
zieht einen Vermerk in ihrem Personal-
akt mit sich. Beanstandungen gibt es
fast immer, da es unmöglich ist, dass
eine Filiale von einer Person allein be-
treut werden kann. Druck kommt auch
von den KonsumentInnen, die rasch
bedient und beraten werden wollen.

Elisabeth ist jeden Tag total erschöpft
und geht krank arbeiten, da es schwie-
rig ist, von der Zentrale eine Aushilfe
zu bekommen.

Elisabeth ist alleinerziehende Mutter
und daher auf den Job angewiesen. Es
gibt in dem Unternehmen natürlich ei-
nen Betriebsrat, aber Elisabeth und
viele andere haben Angst, sich mit ih-
ren Problemen an ihn zu wenden. Und
das wissen die Vorgesetzten natürlich
und können dadurch die Angestellten
gegeneinander ausspielen.

Dieses Beispiel ist nur eines von vie-
len und zeigt, dass Ausbildung und Ein-
satz nicht den arbeitenden Mensch
nützt. Es profitieren nur die Konzer-
ne. Denn die hohe Arbeitslosigkeit för-
dert die Ellbogengesellschaft und führt
zur Entsolidarisierung der Beschäftig-
ten.

Anita Kainz
ist GLB-Aktivistin in Wien

Eine Frage des Kampfes
Bei der 2. Vollversammlung der der steirischen Arbeiterkammer  am
19. November 2009 stellte Präsident Rotschädl ein Programm für die
Einführung vermögensbezogener Steuern vor. Auch ein Antrag des GLB
zur Wiedereinführung der Vermögenssteuer fand eine Mehrheit.
Die beiden GLB-Kammerräte Scherz
und Luttenberger wiesen aber darauf
hin, dass die Umverteilung von oben
nach unten eine Kampffrage ist. Peter
Scherz: „Ein Prozent der Bevölkerung
in Österreich besitzt 27 Prozent des

Rückhalt bei den arbeitenden Men-
schen verliert. Die Unternehmer nüt-
zen die Krise aus, um Arbeitsplätze zu
vernichten und um Vollzeitbeschäf-
tigung durch prekäre Arbeitsformen zu
ersetzen. „Hier muss die AK aktiv blei-

einen GLB-Antrag zur Solidarität mit
den Forderungen der Studierenden an
den Universitäten: „Der freie Zugang
zur Bildung und eine demokratische
Universitätsreform sind auch im Inter-
esse der arbeitenden Menschen.“

Hingegen wurde ein GLB-Antrag, der
sich gegen die Ausgliederung von Be-
reichen der Daseinsvorsorge aus dem
Magistrat Graz wandte, lediglich zu-
gewiesen. Peter Scherz: „Die Politik
kann nicht in allgemeinen Worten ge-
gen den neoliberalen Wirtschaftskurs
auftreten und gleichzeitig die Ausglie-
derung kommunaler Bereiche voran-
treiben. Das ist in Wirklichkeit eine
Bankrotterklärung für die Politik!“ Ein
GLB-Antrag zur Unterstützung der
ÖBB wurde hingegen angenommen.

Die Anträge stehen im Wortlauf
auf www.glb.at.

ben“.
Die Vollversammlung beschloss gegen
die Stimmen von ÖAAB und FPÖ

Geldvermögens. Diesen
großen Anteil werden sie
nicht freiwillig hergeben.
In der Auseinanderset-
zung um die Umverteilung
ist die hoch gepriesene
Sozialpartnerschaft ein
Hindernis. Das hat man
auch bei den soeben ab-
geschlossenen Lohnver-
handlungen der Metaller
gesehen.
Kurt Luttenberger forderte ebenfalls
Arbeiterkammer nicht noch weiteren
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Von Hubert Schmiedbauer

Bald nur mehr Arbeit auf Abruf?

Wir  sind flexibel genug! Auf dem Unterschriftenbogen des GLB-Steier-
mark für  eine Arbeitszeitverkür zung wird an die Verschlechterungen
des Arbeitszeitrechts erinnert.
Schon aus arbeitsmedizinischen Grün-
den ist eine Verkürzung der täglichen
und wöchentlichen Arbeitszeit erfor-
derlich. Und aus konjunkturpolitischen
Gründen ist klar abzuleiten: Es darf
keinen Lohnverlust geben!

Nicht nur der GLB packt dieses The-
ma offensiv an. In den Führungsetagen
von ÖBG und Einzelgewerkschaften,
in den Medien von ÖGB und AK so-
wie anderen sozialpolitisch orientier-
ten Organisationen hat die AZV einen
Spitzenplatz.

Seit mehr als zwanzig Jahren wird die
Forderung nach AZV (35-Stunden-
Woche usw.) in unzähligen Program-
men und Resolutionen auf Gewerk-
schaftskongressen und –konferenzen
wiederholt. Die Wirklichkeit: Brutale
Deregulierungen im Arbeitszeitrecht
zugunsten der Unternehmer ohne
wirksamen Widerstand der Betroffe-
nen, Kapitulation der Gewerkschafts-
führungen vor den Schlagworten
„Wettbewerb“ und „Arbeitsplätze“ –
und eine sinkende Lohnquote bei ent-
sprechend steigenden Kapitalgewin-
nen. Nicht zu vergessen das Wachs-
tum der Arbeitslosenzahlen auf über
400.000 zuzüglich fast 80.000 Schu-
lungsteilnehmerInnen im Jänner 2010.

Das Kapital kriegt den Rachen
nicht voll

So soll es wohl weitergehen: Krise und
Defizite als Vorwand. Sparen im So-
zialbereich, im Gesundheitswesen, bei
öffentlichen Dienstleistungen. Und ja
keine Begehrlichkeiten auf der Seite
der Lohnabhängigen. Aber wo ist das
viele Geld hin? Beispiel Siemens: Der
Weltkonzern meldet für Oktober-De-
zember 2009 trotz Rückgang bei
Umsätzen und Aufträgen „wegen Ko-
stensenkungen in Vertrieb und Verwal-

tung“ einen Gewinnzuwachs von einem
Viertel auf 1,5 Milliarden Euro.

Beispiel Deutsche Bank: Während der
Bankenkrise hat sie nach Verlusten
2008 Jahresgewinn 2009 mit fünf Mil-
liarden Euro (nach Steuern) angege-
ben und rechnet damit, die Ausschüt-
tung der Dividende um 50 Prozent zu
steigern. Am stärksten profitierte sie
am Investmentbanking, also den Be-
teiligungen an Industrie und Dienstlei-
stungen. Wie viele Arbeitsplätze für
diese Profite vernichtet wurden, fehlt
in der Jubelmeldung.

Solche Frohbotschaften machen Ap-
petit. Das Kapital überlässt es gern
„seinen“ politischen Hebeln, das Spiel
voranzutreiben. Der ÖVP-Wirt-
schaftsbund ist besonders aktiv. Die
Wirtschaftskammer trabt eifrig mit.
Deren Präsident Christoph Leitl phi-
losophierte kürzlich über „eine neue
Wertehaltung“, zu der „nachhaltiges
Wirtschaften vor Gewinnmaximierung
und Generationsdenken vor Quartals-
denken“ stehen solle. Das sieht er
dann etwa in einer Verwaltungsreform,
mit der ab 2013 jährlich sechs Milli-
arden Euro eingespart werden könn-
ten – über den Daumen sind das mehr
als 100.000 Arbeitsplätze.

Drei von vier Landsleuten holen aus
dem Staat mehr heraus als sie einzah-
len, behauptet Leitl: „Der eine Mehr-
zahlende hat ein gutes Recht auf pfleg-
liche Behandlung“ – also keine Steu-
ererhöhungen, sondern mehr Entla-
stungen. Aus den Ersparnissen der
Verwaltungsreform?

Die Industriellenvereinigung prescht
vor und hat einige neoliberal infizierte
„Experten“ mobilisiert, die die Ab-
schaffung oder Schwächung demo-
kratischer Strukturen (z.B. Zusam-

menlegung hunderter Gemeinden) er-
finden. Demokratie-Abbau (z.B. we-
niger Abgeordnete) statt Abbau der
Kapital- und Politikerprivilegien. Statt
Offenlegung der Profite und Millionen-
einkommen infame Konstruktionen
eines „Transferkontos“ oder einer
jährlichen „Bürgerbilanz“ der
schwächsten Glieder der Gesellschaft.

Noch mehr Flexibilisierung

Obwohl die Arbeitsproduktivität stän-
dig steigt, wächst auch die Wunschli-
ste weiterer Flexibilisierungen in der
Arbeitswelt. Modelle längerer
Normalarbeitszeit und Überstunden
haben schon bisher – ohne große Wi-
derstände – zu entmenschlichten Ar-
beitsverhältnissen als Normalfall ge-
führt. Es sollen die Durchrechnungs-
zeiträume für die flexiblen Arbeitszei-
ten verlängert werden. es fallen immer
mehr Entgelte für Mehrarbeit weg.

Vermehrt werden „Experten“ angese-
tzt, für die menschliche  Arbeitskraft
ganz im Sinne ihrer Auftraggeber nur
mehr ein mathematisches Zeichen ist.
Da sollen All-in-Verträge (mit Über-
stundenpauschalen) so formuliert wer-
den, dass diese Pauschalen auch wi-
derruf bar sind oder „sich auf vorüber-
gehende Verringerung von Normal-
arbeitszeit und Entgelt zu einigen“. In
welcher Position bei diesem „Einigen“
der oder die Lohnabhängige gegen-
über dem Unternehmen ist, muss nicht
erklärt werden. Arbeit auf Abruf ist
das Fernziel. Arbeitszeitverkürzung
ohne Lohnverlust ist die logische Ge-
genstrategie.

Hubert Schmiedbauer ist
Journalist in Graz



Seite 18 die Arbeit 1/10

die Arbeitdie Arbeit

Von Leo Furtlehner

Der tägliche Bankraub

 „Bankraub ist eine Unternehmung von Dilettanten. Wahre Profis grün-
den eine Bank“ brachte Bertolt Brecht die Sache auf den Punkt. In der
Tat, wer eine Bank ausraubt wird mit großer Wahrscheinlichkeit gefasst
und kommt hinter Gittern.

Wer hingegen mit Milliarden am Fi-
nanzmarkt jongliert und tausende
KundInnen schädigt geht meist straf-
los aus und wird sogar mit Boni in
Millionenhöhe belohnt.

Aktuell wird diskutiert, ob der Staat
gestohlene Bankdaten kaufen darf um
Steuerhinterzieher an die Kandare zu
nehmen. Die Verteidiger des Reich-
tums sehen den Rechtsstaat in Gefahr.
Dabei wurde dieser schon längst zu-
gunsten der „Bedürfnisse“ einer win-
zigen Minderheit demontiert.

Das Bankgeheimnis als eine Säule des
Systems ist ins Gerede gekommen:
Bezeichnenderweise verteidigt die
FPÖ, die „Partei des kleinen Mannes“,
das Bankgeheimnis mit Zähnen und
Klauen: Die kleinen SparerInnen wer-
den  vorgeschoben um die Millionen
der G´stopften und Schwarzgeld aus
Waffen, Drogen, Prostitution und
Steuerhinterziehung zu schützen.

Steuerparadiese im Kreuzfeuer

Für den Finanzplatz Schweiz, seit Jahr-
zehnten Eldorado der Steuerhinter-
zieher, wird es eng. Die Zeiten, wo
angefangen von den Nazis über Des-
poten aus Entwicklungsländern bis zu
diversen Spekulanten milliarden-
schwer in der Schweiz veranlagt wur-
de nähern sich dem Ende, weil auch
weiterblickende Teile der herrschen-
den Klasse im Interesse der System-
erhaltung diese Auswüchse beseitigen
wollen. Freilich ist auch Österreich ein
Steuerparadies, denkt man nur an die
3.300 steuerschonenden Privat-
stiftungen oder die Abschaffung von
Vermögens- und Erbschaftssteuer.

Der legalisierte Bankraub hat verschie-

dene Spielarten: Sei es die Spekulati-
on mit anvertrautem Geld, bei der die
EigentümerInnen bestenfalls in klein-
gedruckten Fußnoten auf das Risiko
am Finanzmarkt hingewiesen werden
und sich betrogen sehen, wenn sich ihr
Geld in Luft aufgelöst hat.

Sei es aber die tagtägliche Abzocke.
Ist es doch verwunderlich, wenn man
sein Geld der Bank anvertraut und bei
normaler Veranlagung ohnehin mit
mageren Zinsen abgespeist wird,
gleichzeitig aber für jeden Handgriff
mit satten Spesen blechen muss.

Abzocke durch Kontoführung

So wurde Ende der 60er Jahre die
bargeldlose Auszahlung von Löhnen,
Gehältern und Pensionen propagiert
und damit den Banken das Geld im
großen Stil zugeführt. Ohne Konto
funktioniert das tägliche Leben schon
längst nicht mehr, für die Banken ein
gefundenes Fressen. Denn die
KontoinhaberInnen müssen für jede
Leistung brennen wie ein Luster. Bar-
einzahlungen an ein anderes Institut
werden finanziell „bestraft”, selbst für
die Kontoführung via Internet zockt die
Bank ab.

Den Banken ist es gelungen, das Ver-
hältnis zu ihrer Kundschaft von den
Beinen auf den Kopf zu stellen. Sie
saugen die Lohn- und Gehälter der
gesamten Bevölkerung an und machen
damit gute Geschäfte. Der große Zins-
unterschied zwischen Sparbüchern
und Konsum- oder Wohnbaukrediten
garantiert saftige Profite. Dennoch las-
sen sich die Kreditinstitute jeden
Handgriff bezahlen. Das trifft speziell
auf die Kontoführung zu. Laut EU-
Kommission werden in Österreich

dafür pro Jahr rund 140 Euro verrech-
net – in Deutschland 89, in Belgien 58
und in den Niederlanden 46 Euro. Zu-
sätzlich bescheinigt die EU den öster-
reichischen Konten besondere Un-
übersichtlichkeit bei Ausweisung der
Gebühren.

Zur Melkkuh der Finanzhaie werden
vor allem jene BankkundInnen, die den
Überziehungsrahmen der Girokonten
in Anspruch nehmen. Dafür werden
laut Arbeiterkammer bis zu 18 Pro-
zent Zinsen verrechnet, was auf den
Kontoauszügen diskret verschwiegen
wird – oft der Schritt in die Schulden-
falle und Armut. Wer den Rahmen voll
ausschöpft, muss für den Zinsendienst
mit dynamisch steigenden Bank-
schulden rechnen, die mit den laufen-
den Einkünften kaum mehr zu tilgen
sind.

Braucht nur Kurzarbeit, Arbeitslosig-
keit, Krankheit oder Scheidung dazu-
kommen – schon ist die Misere per-
fekt. Lohn- oder Gehaltspfändung
sind die Folge. Empfohlene Umschul-
dungen sind oft noch teurer als die
Überziehungszinsen.

Der legalisierte Bankraub

Nicht der vereinzelte Bankraub, bei
dem jemand versucht sich fehlendes
Geld von der Bank zu beschaffen,
sollte uns bewegen, sondern der tag-
tägliche, massenhafte, aber völlig le-
galisierte Bankraub bei dem wir alle
abgezockt werden. Die Banken ha-
ben Geld und Vertrauen der Kund-
Innen missbraucht und durch ihre Ge-
schäfte die Finanzkrise ausgelöst.
Höchste Zeit daher mit dem Treiben
Schluss zu machen und die Banken in
gesellschaftliches Eigentum zu über-
führen und klarzustellen, dass es un-
ser aller Geld ist, mit dem hier gear-
beitet wird.

Leo Furtlehner ist verantwortli-
cher Redakteur der „Arbeit“
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Parallelwelt Privatstiftungen
Da stehen sich zwei Welten gegenüber: Lohnabhängige und
PensionistInnen werden durch Kurzarbeit, Prekarisierung, Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzungen und Pensionsverluste direkt und die aus ihren
Steuern finanzierten Milliardenpakete für  Banken und Konzerne indi-
rekt zur Krisensanierung zur Kasse gebeten.

Das Gesocks der MillionärInnen,
DividendenabkassiererInnen und mit
millionenschweren Boni verwöhnten
ManagerInnen kann sich hingegen ins
Fäustchen lachen. Für sie gibt es fak-
tisch keine Konsequenzen.

„Privatstiftungen haben uns viel er-
spart“ meint der Privatbankier Bern-
hard Ramsauer (Sal. Oppenheim
Österreich) zur Debatte über Steuer-
flucht, Schwarzgeldveranlagung und
Verwendung von Bankdaten. Das
heißt im Klartext, dass Österreich mit
dem Instrument der steuerschonenden
Privatstiftungen und dem von ÖVP-
Finanzminister Pröll mit Rückendek-
kung von SPÖ-Kanzler Faymann ve-
hement verteidigten Bankgeheimnis ein
Steuerparadies für die Reichen ist.

Wenn in Österreich bisher „nicht so
viel Kapital zwecks Steuervermeidung
ins Ausland“ geflossen ist und „verhält-
nismäßig wenige Österreicher auf
Steuersünder-Dateien“ aufscheinen
zeigt das nur, wie hierzulande Millio-
nenvermögen begünstigt werden. Laut
Ramsauer haben Investments konser-
vativer Anleger 2009 zwischen acht
und neun Prozent zugelegt – „eine sehr
anständige Performance“ – und auch
im Krisenjahr 2008 sind „viele vermö-
gende Kunden ohne Verlust ausgestie-
gen“.

Beispiel Hypo Alpe Adria

Wie sich eine winzige Minderheit ein
immer größeres Stück vom Kuchen
unter den Nagel reißt machte zuletzt
auch der Skandal um den 2007 er-
folgten Verkauf der Kärntner Hypo
Alpe Adria deutlich: Entgegen den öf-
fentlichen Aussagen des damaligen
Hypo-Chefs Kulterer – wegen Bilanz-

fälschung nach verlustreichen Swap-
Geschäften gerichtlich verurteilt – war
bei dieser zur „systemrelevant“ erklär-
ten Bank mit zahlreichen Leichen im
Keller am Balkan und anderen Regio-
nen nie ein Börsegang, sondern der
Verkauf geplant.

Einem findigen Investor namens Tilo
Berlin mit besten Verbindungen in
Wirtschaft und Politik dürfte dies be-
kannt gewesen sein, ebenso wie die
Kaufabsicht der BayernLB. Er scharte
Ende 2006 eine Gruppe von 43 Inve-
storen um sich. Das Konsortium er-
warb bis Mai 2007 eine 25-Prozent-
Sperrminorität und verkaufte dann mit
160 Millionen Euro Gewinn. Mit da-
bei auch einige Privatstiftungen.

Steuerflucht in die Stif tung

Diese Stiftungen agieren in einer ge-
sellschaftlichen Grauzone: Bekannt ist,
dass es mittlerweile 3.360 solcher Ein-
richtungen gibt und Ex-Finanzminister
Karl-Heinz Grasser das 1993 vom
damaligen SPÖ-Finanzminister Ferdi-
nand Lacina geschaffene Privat-
stiftungsrecht als „absolute Erfolgsstory
der letzten Jahre“ bezeichnet hatte.
Schon weniger bekannt ist, wieviel
Geld dort steuerschonend gebunkert
sind, die Schätzungen pendeln zwi-
schen 60 und 80 Milliarden Euro.

Nicht nur der mittlerweile verstorbe-
ne deutsche Steuerflüchtling Flick –
dessen Privatstiftung auch beim Hypo-
Deal profitiert hat – sondern auch alle
namhaften österreichischen Milliardäre
wie Androsch (SPÖ), Prinzhorn
(FPÖ), Bartenstein (ÖVP),
Haselsteiner (LIF), Wlaschek,
Stronach, Meinl, Palmers, Dichand,
Lugner, Swarovski, Esterhazy, Piech

usw. haben ihr Vermögen steuer-
schonend in Privatstiftungen angelegt
und sind damit vor der Steuerleistung
„stiften“ gegangen.

Die im Dunkeln sieht man nicht

Ein öffentlich einschaubares Register
aller Privatstiftungen, vergleichbar mit
Grundbuch oder Firmenbuch, gibt es
nicht. Der Grund laut Verband Öster-
reichischer Privatstiftungen: Wahrung
der Diskretion. Die auf Grundlage der
Informationen von Kreditschutzver-
band, Kreditforum Österreich,
Hoppenstedt und „trend“ erstellte Li-
ste der bedeutenden Privatstiftungen
in Österreich ist aber nahezu identisch
mit der Liste der reichsten Öster-
reicherInnen. Kein Wunder: „Die
österreichische Privatstiftung gilt unter
Experten als das freizügigste Privat-
stiftungsrecht und bietet in der Regel
europaweit die größten Steuervortei-
le“, so die Selbstdarstellung auf ein-
schlägigen Internetplattformen wie
etwa SLC-Europe – vorausgesetzt
man kann die Mindesteinlage von
75.000 Euro aufbringen.

Die „Stiftlinge“ legen größten Wert auf
Diskretion: So ist es üblich, dass bei
Veröffentlichungen über StifterInnen
wie auch Personen im Stiftungsvor-
stand der Brief eines Rechtsanwaltes
ins Haus flattert, in welchem in deutli-
cher Dringlichkeit verlangt wird, sol-
ches zu unterlassen, widrigenfalls mit
Klage zu rechnen ist.

Und bekannt ist schließlich auch, dass
seit der Einführung der steuer-
schonenden Privatstiftungen und Ab-
schaffung der Vermögenssteuer Öster-
reich die niedrigste Vermögensbe-
steuerung der Industrieländer aufweist
und mit der Abschaffung der
Erbschafts- und Schenkungssteuer
sowie der Eingangsbesteuerung in Stif-
tungen dies weiter verstärkt wurde.
Höchste Zeit, mit diesem Mißstand
und dem Unfug der Privatstiftungen
Schluss zu machen.
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Von Werner Beier
In der ORF-„Pr essestunde“ und der „Solidarität“ Ausgabe 2/2010 fand
durch ÖGB-Präsident Foglar die breite öffentliche Vorstellung der ÖGB-
Linie statt. Eingangs eine ebenso kurze wie verhaltene Bestandsauf-
nahme der katastrophalen Umstände, wie Arbeit in Österr eich geschieht
und bewertet wird. Der Präsident irr t aber, wenn dies als alleinige und
unausweichliche Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise dargestellt wird.

Vom „Reformkongress“ zum
grundsatzlosen Pragmatismus?

Die Bergabfahrt des Faktors Arbeit
mit dessen gleichzeitig überproportio-
naler Belastung sowie der soziale Ab-
stieg der Arbeitenden findet bereits ge-
raume Zeit – unter Abnicken des ÖGB
– statt.

Die sogenannte „Krise“ wirkt aber
zweifellos als Beschleuniger und auch
der in Folge von Foglar angesprochene
Strukturwandel der Wirtschaft, weg
von der klassischen Produktion ist ein
dauernder Prozess, der allerdings auch
deutlich an Dynamik gewonnen hat.
Folglich werden noch mehr Menschen
ihre Arbeitsplätze in der
Sachgüterproduktion verlieren, was
Foglar auch unausgesprochen aussagt.

Aber auch der Herr Präsident weiß,
dass Arbeitslosigkeit Kosten, Steuer-
und Beitragsausfälle verursacht und
Arbeitslose schlechte Konsumenten
der schönen neuen Dienstleistungswelt
sind. Darum kommen auch mit allen
Wassern gewaschene Sozialpartner
letztlich nicht ganz um das große Tabu-

thema der 2. Republik herum:

Verteilungskampf! Einmal als
DIE gewerkschaftliche Aufgabe
und einmal als sozialpartner-
schaftliche Parodie darauf.

In diesem Sinne belebt Foglar einer-
seits alte linke Forderungen nach deut-
licher Vermögensbesteuerung und
ganz diffus irgendeine Abgabe im Ban-
ken- und Finanzsektor, um gleich dar-
auf im neoliberalen Stereotyp eine ef-
fizientere Verwaltung als staatliche Ein-
sparungsmöglichkeit zu fordern.

Die ArbeitnehmerInnen in der öffent-
lichen Verwaltung wissen schon, was
Effizienzsteigerung im Klartext bedeu-
tet und danken für diese „innovative“
Idee, Herr Präsident!

Soweit eigentlich alles nichts
Neues im weichgespülten
ÖGB – oder?

Im Sinne der Beschlusslage des 17.

ÖGB - Kongresses im Vorjahr hat
Foglar aber nun die Eckpunkte einer
tatsächlich neuen Gangart des ÖGB
breit veröffentlicht: Abkehr von der seit
Jahrzehnten bestehenden Forderung
nach der 35-Stundenwoche mit vol-
lem Lohnausgleich zugunsten irgend-
welcher flexibler Arbeitszeitmodelle.

Doch hier wird es schwammig, denn
jede Konkretisierung wird schuldig
geblieben. Wer die heimischen Zah-
len kennt, fragt sich ohnehin, wie weit
den Wünschen der Unternehmer nach
noch mehr Flexibilität überhaupt noch
entsprochen werden soll. Auch die
Frage eines vollen oder nur teilweisen
Lohnausgleiches wird geschickt unbe-
antwortet gelassen, wie auch über-
haupt die nach der Zukunft der Kol-
lektivverträge.

Kommt nach der Branchendiffer-
enzierung gar der Abschied vom Flä-
chen-KV zum Ausgleich regionaler
Profitdefizite?

Der ÖGB begibt sich in diesen prinzi-
piellen Punkten auf gefährliches, bis
zum Grundsatzstatut reichendes Glatt-
eis und es hat verwundert, wie leicht-
fertig die Delegierten des ÖGB-Kon-
gresses gestimmt und damit der Füh-
rung das entsprechende Pouvoir ohne
wesentlichen Diskussionsprozess ge-
geben haben.

Der GLB hat als einzige Fraktion die
Zustimmung verweigert.

Werner Beier ist Stv. GLB-Bun-
desvorsitzenderNeue Bundesleitung GLBvida: Ennsfellner, Stingl, Kicker , Schmid
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Von Siegfried Pötscher

Arbeitsr echt-Tipp: Insolvenz -
Entgeltsicherungsgesetz (IESG)

Bei einer Insolvenz von Arbeitgeber-
Innen sind die Ansprüche der Arbeit-
nehmerInnen (bis auf im Gesetz gere-
gelten Ausnahmen) gesichert.

Insolvenzentgelt steht zu, wenn Ar-
beitgeberInnen auf Grund eines Insol-
venztatbestandes nicht mehr in der
Lage ist, die offenen Ansprüche der
ArbeitnehmerInnen zu bezahlen.

Auf Insolvenz-Entgelt haben alle
ArbeitnehmerInnen (auch Lehrlinge),
freie DienstnehmerInnen, Heimarbei-
terInnen sowie deren Hinterbliebene
oder Erben Anspruch. Werkvertrags-
nehmer, atypische Beschäftigte ohne
Arbeitsvertrag, ArbeitnehmerInnen die
in einem Dienstverhältnis zum Bund,
zu einem Bundesland, zu einer Ge-
meinde, zu einem Gemeindeverband
stehen haben jedoch keinen Anspruch
auf Insolvenz-Entgelt.

GesellschafterInnen, denen beherr-
schender Einfluss auf die Gesellschaft
zusteht haben ebenfalls keinen An-
spruch.

ArbeitnehmerInnen erhalten Insol-

venz-Entgelt für laufende Entgelte
(Löhne, Gehälter, Überstunden usw.),
Sonderzahlungen (Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld), allfällige Kündigungs-
entschädigung und Urlaubsersatz-
leistung höchstens bis zu einem mo-
natlichen Bruttobetrag von 8.220
Euro (ab 1. Jänner 2010). Dieser Be-
trag ist abhängig von der jährlich fest-
gesetzten Höchstbeitragsgrundlage zur
gesetzlichen Sozialversicherung.

Davon werden die Dienstnehmer-
beiträge zur Sozialversicherung sowie
eine vorläufige pauschale Lohnsteuer
von 15 Prozent abgezogen. Die end-
gültige Lohnsteuer wird vom Finanz-
amt im Zuge der verpflichtenden Ar-
beitnehmerInnenveranlagung im Jahr
nach der Auszahlung des Insolvenz-
Entgeltes festgesetzt, dabei kann es
entweder zu Lohnsteuer-Nachforde-
rungen oder zu Rückerstattungen
durch das Finanzamt kommen.

Für gesetzliche Abfertigungsansprüche
erhalten Betroffene das Insolvenz-
Entgelt pro Monatsbetrag Abfertigung
bis brutto 4.110 Euro (ab 1. Jänner
2010) ungekürzt. Steht ein höherer

Monatsbetrag zu, erhalten sie darüber
hinaus nur mehr die Hälfte des Diffe-
renzbetrages, jedoch nicht mehr als
brutto 6.165 Euro (ab 1. Jänner
2010). Die Lohnsteuer beträgt sechs
Prozent.

Die offenen Forderungen sind im Kon-
kurs und im Ausgleich beim zuständi-
gen Gericht anzumelden.
ArbeitnehmerInnen sind im Gegensatz
zu anderen GläubigerInnen nicht auf
die bloße Quote angewiesen. Sie er-
halten die offenen Forderungen (bis auf
im Gesetz geregelte Ausnahmen) als
Insolvenz-Entgelt ausbezahlt. Voraus-
setzung dafür ist, dass Arbeitneh-
merInnen ihre Forderungen bei Gericht
anmelden und bei der IEF-Service
GmbH (Insolvenz-Entgelt-Fonds) be-
antragen.

Siegfried Pötscher ist GLB-Akti-
vist in Linz und war früher Voest-
Betriebsrat

Achtung, Falle!
In den ersten Jahren des Kampfes um
Arbeitszeitverkürzung wurden viele
Branchen-Kollektivverträge noch auf
Basis von Stundenlöhnen verhandelt.

Sollte z.B. die wöchentliche Arbeits-
zeit von 40 auf 36 Stunden verkürzt
werden, musste – über den Daumen
gerechnet - der Stundenlohn um elf
Prozent angehoben werden, damit
kein Lohnverlust eintritt. Das hieß
„voller Lohnausgleich“.

Solche Begriffe haben ein langes Le-
ben und werden mehr oder weniger
gedankenlos wiederholt. So wie viele

andere Begriffe erfahren sie aber oft
eine Umkehr der Bedeutung im tägli-
chen Gebrauch. Denken wir nur an die
Arbeit„geber“ und Arbeit„nehmer“.

Wenn heute die Industrie oder die
Unternehmervertretungen das Wort
Lohnausgleich verwenden, meinen sie
damit eine Lohnkürzung entsprechend
der kürzeren Arbeitszeit, also faktisch
eine Variante der Kurzarbeit. Diese
Bedeutung hat auch schon in die Me-
dien Eingang gefunden.

Was ist aber davon zu halten, wenn
selbst ÖGB-Präsident Foglar und an-

dere GewerkschafterInnen plötzlich
auf den Unternehmerwunsch nach
„Lohnausgleich“ mit einer angeblichen
Gegenforderung reagieren und von
einem „teilweisen Lohnausgleich“ re-
den? Eine vorweggenommene Kon-
zession an die Unternehmer? Also
Lohnverlust?

Wer eine Arbeitszeitverkürzung for-
dert, muss dieser Wortfalle auswei-
chen – das Wort „Lohnausgleich“ ver-
meiden und von einer AZV ohne
Lohnverlust reden.

Schm.
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Buchtipp:
Das Gespenst der Armut
Holzinger Lutz, Das Gespenst der
Armut. Reportagen und Analysen zur
Kritik der sozialen Vernunft. Mit zwei
Beiträgen von Hansjörg Schlechter.
204 Seiten, ISBN: 978-3-902494-
40-5. 22,50 Euro.

Armut betrifft Menschen aus allen Tei-
len der Welt. Seit Jahren steigt die Zahl
auch in Ländern, die gemeinhin als
reich bezeichnet werden. Armut geht
längst auch schon in Europa um und
wird zunehmend zu einer sozialpoliti-
schen Herausforderung der Wohl-
standsgesellschaft. Lutz Holzinger und
Hansjörg Schlechter haben sich auf die
Suche nach dem Umfeld begeben, in
dem sich Armut heute in Österreich
vollzieht.

Im Verlauf ihrer Recherche sind sie
sowohl den Betroffenen als auch den
Helfern begegnet. Sie schauten den
Mitarbeitern von Schuldner- und
Sozialberatungen über die Schulter, sie
besuchten Sozialmärkte, wirkten mit
beim Verteilen von Lebensmitteln und
sprachen mit Haftentlassen und Kol-
porteuren von Straßenzeitungen.

In dem Buch wird der Finger in eine
gesellschaftliche Wunde unserer Zeit
gelegt. Es dokumentiert die Erfahrun-
gen in einem beeindruckenden Bericht,
der die Situation ungeschönt darstellt.
Es zeigt den zähen Kampf der Institu-
tionen und die schwierigen Mechanis-
men von Arbeitslosenversicherung und
Sozialhilfe. Und es versucht, diesem
Gespenst der Armut mit einer Analy-

se den Schleier zu entreißen.

Die Autoren:
Lutz Holzinger, geb. 1944, Dr. phil.,
Studium der Germanistik, Journalist
und Publizist. Regelmäßige Beiträge für
„Augustin“, „Uhudla“ und „Volksstim-
me“. Von ihm u. a. bereits erschienen:
„ZIB-Kritik“, „Der produzierte Man-
gel“, „Gesellschaftliche Arbeit und pri-
vate Hauswirtschaft“, „Weißbuch
Schwarzgeld“.
Hansjörg Schlechter, geb. 1953,
Diplomsozialarbeiter, arbeitet bei Neu-
start (Bewährungshilfe, Konflikt-
regelung und soziale Arbeit) in Wien.
Mitglied im Koordinationsausschuss
der Armutskonferenz, Fachbeiträge in
Zeitschriften wie „Sozialarbeit in
Österreich“.

Infos:
http://edition-steinbauer.com/

Dokumentarfilm von Luk Perceval mit
Margit Niederhuber, Valie Export u.a.
DVD bei Navigatorfilm.

Der Film handelt von dem 14 Kilo-
meter umfassenden Stollensystem, der
sich teilweise unter dem heutigen Bo-
tanischen Garten von Linz befindet. Es
gibt heute nur Führungen auf Anfrage.
Der Stollen wurde von KZ-Arbeitern
in Dreierschichten angelegt. Wer nicht
mehr konnte, wurde gleich an Ort und
Stelle erschlagen. Das Archivmaterial,

vermutlich mit Fotos von der Sklaven-
arbeit, wird bis heute unter Verschluß
gehalten.

Margit Niederhuber fand Zeitzeug-
Innen, die höchst lebendige Erzählun-
gen für die ZuschauerInnen liefern.

Der Schauspieler Felix Römer spricht
mit Psychologen, Historikern, Theo-
logen und dem ehemaligen Vöst-Be-
triebsrat. Auch die Medienkünstlerin
Valie Export war als Kind in dem Stol-

len, während die Bomben fielen.

Der Film ist düster und macht das grau-
enhafte Geschehen im Dritten Reich
für die ZuschauerInnen eindrucksvoll
nachvollziehbar. Da immer weniger
Zeitzeugen am Leben sind, ist es be-
sonders wichtig, dass solche Filme für
die Nachwelt gegen das Vergessen
und Verdrängen gedreht werden.

Infos:
http://www.navigatorfilm.at/

Filmtipp: Die verborgene Stadt

Sommer ´10 in Kärnten
Sommerturnus 10.- 24. Juli und 14.-28. August 2010 im Kinderland-Ferienheim in ruhiger Lage am Gösselsdorfer
See: Eigener Strandabschnitt fünf Minuten Waldweg vom Heim, Grasstrand, Beachvolleyball-Platz, zwei Wasser-
stege, Schattenplätze, Gratis-Umkleidekabinen und Duschen.
Vielfältiges Freizeitangebot: Wanderungen, Kreativ-Workshops, Federball, Basketball, Fußball, Volleyball, Tisch-
tennis, Abendprogramm, Lagerfeuer, Disco-Keller.
Vollpension pro Turnus und Kind inklusive Betreuung durch ein gutes Team: 460 Euro, Geschwisterbonus 10 Euro,
Erstteilnahmebonus 15 Euro.
Reitwochen 10.-17. Juli und 14.-21. August 2010, Verlängerungswochen möglich mit Bustransfer zum Reithof, ca.
sieben Hektar Fläche, große Reithalle, über 30 Pferde
Angebot: fünf Tage reiten am Vormittag, jeweils zwei Reiteinheiten á 50 Minuten pro Tag, getrennt für AnfängerInnen
und Fortgeschrittene, kostenloser Ausrüstungsverleih
Preis pro Person und Reitwoche 315 Euro, Verlängerungswoche ohne Reiten 220 Euro, Mindestteilnahmezahl
sechs Personen pro Turnus
Infos und Anmeldungen: Kinderland Wien, Hugogasse 8, 1110 Wien, Telefon und Fax (01) 749 79 21, Mail
office@kinderlandwien.at, Web www.kinderlandwien.at
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Jörg Huffschmid (1940-2009)
Am 5. Dezember 2009 ist Jörg
Huffschmid im Alter von 69 Jahren
gestorben. Mit ihm verlieren wir einen
bedeutenden linken Ökonomen, der
sein ganzes Engagement mit dem
Kampf gegen Massenarbeitslosigkeit
und Armut, ökologische Zerstörung
und soziale Unsicherheit, für Frieden,
soziale Gerechtigkeit und soziale Si-
cherheit verbunden hatte.

Von 1959 bis 1963 studierte
Huffschmid Philosophie und Wirt-
schaftswissenschaft in Freiburg, Paris
und Berlin. 1967 promovierte er über
„Die Stellung der Daten als Methoden-
problem der Sozialwissenschaften“.
Bereits 1969 legte er mit seinem Buch
„Die Politik des Kapitals. Konzentra-
tion und Wirtschaftspolitik in der Bun-
desrepublik.“ eine noch heute lesens-
werte Analyse vor.

1973 berief ihn die Universität Bre-
men zum Professor für Politische
Ökonomie und Wirtschaftspolitik.
Gemeinsam mit anderen gründete er
1975 die auch als „Memorandum-
Gruppe“ bekannte Arbeitsgruppe Al-
ternative Wirtschaftspolitik. Von 1983
bis 1989 war er Mitglied des Wissen-
schaftlichen Beirats des Instituts für
Marxistische Studien und Forschun-
gen. Ab 1984 war er einige Jahre lang
Vorstandsmitglied der DKP, 1995
Gründungsmitglied der Arbeitsgruppe
European Economists for an Alterna-
tive Economic Policy in Europe.

Im Jahr 2000 wurde Jörg Huffschmid
Mitglied der Enquête-Kommission
„Globalisierung“ des deutschen Bun-
destages. Seit 2005 emeritiert beglei-
tete in den letzten Jahren die Entste-
hung der Partei DIE LINKE und en-

gagiert sich höchst aktiv im Wissen-
schaftlichen Beirat und den Sommer-
universitäten von Attac.

Huffschmid war Mitherausgeber der
politisch-wissenschaftlichen Monats-
zeitschrift Blätter für deutsche und in-
ternationale Politik. Er saß in den Bei-
räten von Wissenschaft und Frieden,
der Bremischen Stiftung für Rüstungs-
konversion, von Z. Zeitschrift marxi-
stische Erneuerung und des
globalisierungskritischen Netzwerks
Attac.

Auch der GLB trauert um Jörg
Huffschmid, der uns in den vergange-
nen Jahren und Jahrzehnten mit sei-
nen profunden ökonomischen Kennt-
nissen wiederholt als Referent bei
Konferenzen und durch Artikel in der
„Arbeit“ unterstützt hat.

Von Oliver Jonischkeit
WGB-Aktionstag im April
Letztes Jahr fand erstmals rund um den 1. April der  internationale
Aktionstag des Weltgewerkschaftsbundes statt, an dem sich Gewerk-
schaften aus allen fünf Kontinenten beteiligten.
Millionen ArbeiterInnen und Angestell-
te demonstrierten gegen die Auswir-
kungen der kapitalistischen Finanzkri-
se. Der Gewerkschaftliche Linksblock
beteiligte sich aktiv an der grossen
Bündnisdemo Ende März in Wien, die
unter dem Motto „Wir zahlen eure
Krise nicht“ stattgefunden hat.

Wenig überraschend stellt sich heraus,
dass es nicht nur in Österreich gerade
die ArbeiterInnen und Angestellten
sind, welche die Kosten der Krise tra-
gen. Während für Banken sofort Mil-
lionen Euros zur Verfügung gestellt
wurden, wird hierzulande bereits im
gar nicht so stillen Kämmerchen des
Finanzministeriums und der „Sozial-
partner“ darüber nachgedacht, wie die
Mittel wieder hereingebracht werden
können. Dies wird wieder zu Lasten
der Beschäftigten gehen, die damit zum
zweiten Mal gerupft werden.

Weltweit sind die ArbeiterInnen und
Angestellten, die Arbeitslosen und ihre
Familien, die Opfer der kapitalistischen
Krise. Daher findet auch heuer wie-
der rund um den 1. April der Interna-
tionale Aktionstag des Weltgewerk-
schaftsbundes statt, an dem sich auch
der Gewerkschaftliche Linksblock mit
Aktionen beteiligen wird.

Angesichts der hohen Zahl an Arbeits-
losen, dem hohen Anteil prekärer Be-
schäftigung, während gleichzeitig bei
den Vollzeitbeschäftigten Österreich
„Europameister“ bei den Überstunden
ist, bietet sich dafür das Thema Ar-
beitszeitverkürzung bei vollem Lohn-
ausgleich an. Auch wenn ÖGB-Prä-
sident Foglar in der ORF-Presse-
stunde Mitte Februar meinte, die Ur-
alt-Forderung nach der 35-Stunden-
Woche bei vollem Lohn sei sinnlos,
geht es gerade um die deutliche ge-

setzliche Verkürzung der täglichen und
wöchentlichen Arbeitszeit, die durch
die Produktivitätssteigerung der letz-
ten Jahrzehnte schon längst fällig ist.
Und dies natürlich ohne weitere Fle-
xibilisierung. Prekäre Beschäftigungs-
formen, die oft in Niedriglohnbranchen
angewendet werden und von denen
v.a. Frauen unfreiwillig betroffen sind,
gehören zurückgedrängt.

Der ÖGB-Schwerpunkt für 2010 un-
ter dem Motto „fair teilen“ ist die
Umverteilung zwischen Reich und
Arm. Mit dem Thema Umverteilung
untrennbar verbunden sind auch die
Frage der Verteilung der Arbeit und
der Anteil an gestiegener Produktivi-
tät. Daher bietet sich der Aktionstag
des Weltgewerkschaftsbundes auch
an, unsere Vorstellung von „fair teilen“
zur Arbeitszeit einzubringen.

Oliver Jonischkeit ist Bundes-
sekretär des GLB
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